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Notwendige Reform der Geschäftsaufsichis-Praxis. 


Die nachstehenden Ausführungen sind 
der „Wirtschaftskorrespondenz für Polen“ 
entnommen, Die von dem ungenannten Ver- 
fasser gemachten Vorschlage zur Beseitigung 
der Mängel in der Praxis des Geschafts- 
anfsichtsw. sens, das heute vielfach ein Un- 
wesen ist, scheinen auch uns durchaus ge- 
eignet zu sein, eine Gesundung der Verhält- 
nısse auf dıesem Gebiete herbeizuführen. 

Die Redaktion. 


Die Unzufriedenheit mit dem Geschaftsaufsichts- 
wesen oder eigentlich -unwesen beschränkt sich durch- 
aus nicht auf Polen. In Deutschland, wo bekanntlich 
ahnliche Bestimmungen gelten, geht sie soweit, daß dort 
der Industrie- und Handelstag vor kurzem über die 
Möglichkeit beraten hat, die Verordnung über Geschafts- 
aufsichten überhaupt aufzuheben. Hier wie dort hat die 
unerwartete Entwicklung der allgemeinen Lage dazu 
geführt, daß die auf ganz andere Verhaltnisse zugeschnit- 
tenen Bestimmungen des Gesetzes allmahlich — Ver- 
nunft wird Unsinn, Wohltat Plage — nicht nur den 
ursprünglich beabsichtigten Zweck nicht erreichen konn- 
ten, sondern sich als nachgerade schadlich erwiesen, 
worüber wir uns ja vor einigen Wochen ausführlich ge- 
außert haben. 


Nichtsdestoweniger würde aber die völlige Auf- 
hebung der Geschaftsaufsichtsbestimmungen unbedingt 
zu weit gehen, zum mindesten solange wir ein so um- 
standliches und unpraktisches Konkürsrecht haben, wie 
es jetzt noch bei uns wie in Deutschland gilt; es ist 
wirklich schwer vorstellbar, wie man heute mit diesem 
Konkursverfahren allein und seinen umstandlichen For- 
malitaten, langen Terminen und großen Kosten aus- 
kommen sollte. Ein so weitgehender Schritt ist aber auch 
nicht notwendig, um eine Gesundung der Verhaltnisse 
zu erreichen, ja, es würde dazu überhaupt keiner beson- 
deren, gesetzgeberischen Maßnahmen bedürfen. Beschaf- 
tigt man sich namlich naher mit der Materie, dann kommt 
man — wie übrigens auch sonst nicht selten — zu der 
Feststellung, daß die Hauptmangel, über die heute beim 
Geschaftsaufsjchtswesen zu klagen ist, gar nicht auf den 
Bestimmungen des Gesetzes unmittelbar beruhen, son- 
dern vielmehr auf der Anwendung dieser Bestimmungen, 
und zwar ist bei alledem immer wieder die Tatsache 
entscheidend, daß bei Einleitung und Führung der Auf- 
sichten zu wenig auf kaufmannische Gesichtspunkte 
Rücksicht genommen wird. 

Bei der Entscheidung über die Gewährung der Anf- 
sicht fangt es schon an: Zwar wird die vom Schuldner 
vorzulegende Bilanz einem Sachverstandigen zur Prüfung 
übergeben, indessen erstreckt sich dessen Sachverstandnis 
in den weitaus meisten Fallen lediglich auf die buch- 
halterische Seite der Angelegenheit, und auch sie wird 


erfahrungsgemaß sehr formell erledigt, d. h. es wird nicht 
darauf gesehen, welche realen Werte hinter den vom 
Schuldner angegebenen Zahlen stehen, Besonders trifft 
dies zu für Außenstande, hinsichtlich deren Bonitat der 
Sachverstandige sich fast ausschließlich auf die Angaben 
des Schuldners verlaßt und übrigens bei den heutigen 
Verhaltnissen auch verlassen muß, und bei der Bewertung 
des Warenlagers, bei der auch die phantastischsten 
Schatzungen des Schuldners von dem Buchprüfer mangels 
spezieller Branchekenntnisse fast immer akzeptiert wer- 
den. Einen besonderen Anreiz zu derartigen phanta- 
stischen Schätzungen bietet ja nun einmal leider unser 
Gesetz, da es eine 100%-ige Bilanz verlangt, die natur- 
gemaß nicht immer ohne Nachhilfe zustandekommen 
kann. Es muß jedoch, wenn eine Gesundung der Ver- 
haltnisse erreicht werden soll, eben unbedingt darauf 
bestanden werden, daß eine Aufsicht nur dort gewahrt 
wird, wo eine wirklich nach allen Richtungen hieb- und 
stichfeste 100 %-ige Bilanz beigebracht werden kann, und 
dafür wiederum ist das erste Erfordernis, daß die Prüfung 
der Antrage auf Gewahrung von Geschaftsaufsichten 
durch Personen vorgenommen wird, die den wahren Wert 
der Bilanz tatsachlich zu beurteilen verstehen. 


Ganz ahnlich liegt es bei der Führung der Aufsicht 
selbst, die leider nach der Praxis der hiesigen Gerichte 
fast ausschließlich Gerichtsbeamten, Anwalten oder Buch- 
sachverständigen übertragen wird, nur ganz ausnahms- 
weise dagegen, und auch das übrigens erst in letzter Zeit, 
wirklichen Branchefachleuten. Kein Wunder, wenn unter 
solchen Umstanden die Aufsichtsperson auch bei bestem 
Willen sich auf eine meist sporadische und jedenfalls 
rein formale Aufsicht beschranken muß, da sie ohnehin 
weder von allgemeinen, kaufmannischen Gesichtspunkten 
etwas versteht, noch die doch nun einmal unbedingt not- 
wendigen Branchekenntnisse besitzt. Da die Vollmachten 
der Aufsichtsperson noch ungleich größer sind, als die 
etwa des Konkursverwalters, insbesondere neben ihm 
kein Glaubigerbeirat besteht und sie nicht einmal un- 
bedingt verpflichtet ist, den Glaubigern Auskunft zu 
geben, ist die selbstverstandliche Folge die, daß unter 
dem Schutze der Geschaftsaufsicht der Schuldner fast 
ebenso frei disponieren kann wie vorher, zum Schaden 
natürlich nicht nur der Gläubiger, sondern vor allem 
auch — und darum geht es uns hier — seiner Branche- 
kollegen. 

Viele von den hier gerügten Mangeln würden gewiß 
schon dadurch vermieden werden können, daß die Glau- 
biger selbst sich der Angelegenheiten intensiver an- 
nehmen. Es ist aber Tatsache, daß außer bei besonders 
großen Objekten, die Glaubiger sich für die Geschafts- 
aufsichtsverfahren so gut wie gar nicht interessieren, son- 
dern jede Entscheidung des Gerichts und der Aufsichts- 
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person widerspruchslos hinnehmen. Tatsächlich ist ja 
auch bei der großen Anzahl derartiger Falle von dem 
einzelnen Gläubiger gar nicht mehr zu erwarten, daß er 
sich jedem Einzelfall mit der notwendigen Energie wid- 
met. Unter diesen Umständen ist man im Ausland schon 
langst dazu übergegangen, die Wahrnehmung der Glau- 
biger-Interessen und damit der Allgemeinheit in solchen 
Geschäftsaufsichissachen — aber ubrigens auch bei 
Konkursen und außergerichtlichen Vergleichen usw. — 
besonderen ‚„Gläubigerschutzverbanden“ anzuvertrauen, 
wie sie in Belgien, Deutschland, Österreich usw.in größerer 
Anzahl, meistens in Anlehnung an die zuständige Han- 
delskammer, bestehen. Diese Glanbigerschutzverbande 
werden bei Eingang eines Antrages auf Gewahrung von 
Geschäftsaufsicht direkt oder durch Vermittlung der 
Handelskammer über das Schutzbedürfnis und die 
Schutzwürdigkeit des Antragstellers befragt, sie sorgen 
dafür, daß die Bücher des Schuldners genau geprüft 
werden, daß seine Aktiva nach ihrem wahren Wert 
taxiert, die Passiva auf fingierte Forderungen untersucht 
und so Existenzen, die ihr Unternehmen leichtsinnig oder 
gar böswillig heruntergewirtschaftet haben, in der Fort- 
führung ihres Geschäftes nicht geschützt werden, die 
Erteilung der Aufsicht aber auch dann abgelehnt wird, 


wenn den Schuldner an sich durchaus kein Verschulden 
trifft, sein Unternehmen aber aus außeren, von ihm 
unabhangigen Gründen ohnehin nicht lebensfahig erscheint 
und aus diesem Grunde nicht schutzwürdig ist. Aus 
dem Glaubigerschutzverband, dessen’ Mitglieder selbstver- 
standlich aus Vertretern aller Branchen sich zusammen- 
setzen, werden die Aufsichtspersonen selbst gewahlt, zum 
mindesten vom Verbande vorgeschlagen und so Zwischen- 
falle vermieden, wie der, der letzthin hier so großes Auf- 
sehen erregt hat. Ist eine derartige intensive Mitarbeit 
der Wirtschaftskreise selbst beim Geschaftsaufsichtsver- 
fahren gewährleistet, so bedarf es keiner weiteren gesetz- 
geberischen Maßnahmen; gerade die bisher am meisten 
in Erscheinung tretenden Mangel würden damit ohne 
weiteres in Wegfall kommen. 

Es ist unter diesen Umstanden sehr zu begrüßen, 
daß, wie wir zuverlassig erfahren, ein derartiger Glau- 
bigerschutzverband auch hier schon in nachster Zeit in 
engster Zusammenarbeit von Handelskammer und wirt- 
schaftlichen Verbänden gegründet werden soll. Wir sind 
überzeugt davon, daß dieser Verband, wenn er seine Auf- 
gabe richtig erfaßt und sich ihr gewachsen zeigt, in 
verhaltnismaßig kurzer Zeit zu einer fühlbaren Gesun- 
dung der Verhältnisse wird beitragen können. 


Die Normung des Briefbogens. 1 
Von Dipl.-Kfm. Franz Rößle, Bonn a. Rh. 


I. Die Bestrebungen 
zur Vereinheitliehung des Briethogens. 


Ein wichtiges Kennzeichen des Briefbogens ist 
das Format und die Anordnung des Vordrucks, 
deren einheitliche Regelung und Festlegung aus Zweck- 
maßigkeitsgründen gefordert werden muß. Diese Not- 
wendigkeit hat man eigentlich schon recht lange er- 
kannt und war daher frühzeitig bestrebt, dem Brief- 
bogen ein einheitliches Format zu geben. Doch waren 
die Bestrebungen nur von einem gewissen Erfolg be- 
gleitet. So einigte man sich im kaufmannischen Ge- 
schaftsleben im allgemeinen auf das Quartformat, 
dessen Größe aber zwischen 210 : 270 und 230 ` 290 mm 
schwankte. Bei den Behörden legte man das Folio- 
format 210:330 mm den Briefbogen und Formu- 
laren zugrunde. Im Vordruck dagegen wurde die Willkür 
und Vielfältigkeit beibehalten und keine Einigung er- 
zielt. Die Frage der Schaffung eines Einheitsformates 
wurde in den Nachkriegsjahren vom Normenausschuß 
der deutschen Industrie in. Verbindung mit dem Normen- 
ausschuß für das graphische Gewerbe erneut in An- 
griff genommen, In langwierigen Beratungen haben 
die genannten Organisationen mit Unterstützung von 
Fachleuten ein Einheitsformat — das soge- 
nannte DIN-Format — für den Briefbogen ge- 
schaffen, das die Zwischenformate des Quarts und des 
Folios beseitigen sollte. Auch für die Anordnung des 
Vordrucks wurden genaue Richtlinien aufgestellt. Die 
neuen Festlegungen wurden auch sofort von den Ver- 
tretern der Behörden und der Geschaftswelt allgemein 
als Grundlage des Einheitsbriefes anerkannt und zur 
Einführung empfohlen, 


II. Das Wesen des DIN-Formats. 

Das DIN-Format geht von einer Einheitsgröße 
aus von der durch fortigesetztes Halbieren der Flachen 
die verschiedensten Formate abgeleitet werden. Das 
Urformat ist das Blatt A 0 = 1 qm, mit den Seiten 


2) Es sei neben den spater genannten Normblättern auf 
folgende Schriften hingewiesen: 
1. DIN-Formate und Vordrucke von Richard Kienicke und 
Otto Frank, Beuth-Verlag G. m. b. H., Berlin SW, 19. 
2. Das Formblatt oder Vordruckwesen, herausgegeben vom 
AWV Nr. 37 der RKW-Verötfentlichungen, Verlag Glocok- 
ner, Leipzig, 


841 :1199 mm, aus dem die Formate der A-Reihe — 
A0. AT, A2, A3, A4, Ad usw, — abgeleitet werden. 
Neben der A-Reihe — die auch Vorzugsreihe 
genannt wird — gibt es noch die sogenannten Z u sa tz- 
reihen B, C und D, die ebenfalls auf dem Prinzip 
der Fläachenhalbierung aufgebaut sind. Die Formate 
der B-Reihe sind die geometrischen Mittel zu den For- 
maten der A-Reihe und die der C- und D-Reihe wieder 
die geometrischen Mittel der A- und B-Reihe. 

Die Größenverhaltnisse der einzelnen Formatreihen 
und der einzelnen Formate sind in dem DIN-Norm- 
blatt) 476 „Papierformate‘“ niedergelegt. Über die __ 
Größenverhaltnisse der A-Reihe und deren Anwendungs- 
zweck gibt insbesondere das DIN-Normblatt 
198 „Papierformate nach DIN 476, Anwendungen 
der A- Reihe" naheren Aufschluß. 

Für die Formulare des Schriftwechsels wurden die 
Formate der A-Reihe festgelegt, und zwar die Formate 
DIN A4, DIN A5 und DIN A6. Das Format DIN 
A4 — mit den Seiten 210 : 297 mm — ist das Format 
des Geschaftsbriefes und zugleich Einheitsformat. In 
seiner Größe ist es ein Mittel des früheren Quart- und 
Folioformates. Die Behörden haben es auch als amt- 
liches Aktenformat eingeführt. Das Format DIN A5 
— 148 :210 mm — findet für den sogenannten Halb- 
brief Verwendung. Es kann in hochstehender und 
querliegender Form beschrieben und bedruckt werden. 
Pür die Postkarte verwendet man das Format DIN 
A6 = 105 :148 mm. Den Briefhüllen sind die Formate 
der C-Reihe zugrundegelegt, deren genauen Maße aus 
dem DIN-Normblatt 678 „Briefhüllenformate‘ 
und dem DIN-Normblatt 680 „Bensterbrief- 
hüllen“ zu entnehmen sind. Zu dem "Geschaftsbrief 
DIN A4 verwendet man im allgemeinen die Briefhülle 
C6 (114 :162 mm). 

HI Das Wesen der Vordrucknormung. 

Neben der Formatnormung hat sich der Normen- 
ausschuß auch mit der Frage der Vereinheitlichung 
des Vordrucks — d. h, mit der raumlichen Verteilung 
der auf dem Briefbogen vorgedruckten Angaben — 
befaßt. Das Wesen der Vordrucknormung 
liegt darin, daß jeder Vordruck auf dem Briefbogen 


3) Die Normblattersind durch den Beuth-Verlag, Berlin SW 19 
zu beziehen, 


Nr. 2 H. u 


MG: 15 


immer an ein- und derselben Stelle steht, so daß die 
Formulare aller Unternehmungen gleich welchen 
Gewerbezweiges und welcher Betriebsgröße — einen 
einheitlichen Aufbau und Aussehen haben. So wurde 
auf dem Briefbogen festgelegt: das Feld für den Firmen- 
namen und die vorgedruckten Geschaftsangaben 
wie Bank-, Postscheckverbindung, Telephon-Nr. usw. 
— der Raum für die Anschrift des Empfangers und 


iHeltrand 


20mm | 
D 


|Fatmarka 


Bo, und Mobelschreinerel 


Bank: 


Yorolnapank 


Karlaruhe 


Postanschrift: Farnraf; 
Baumann, Karlarahe, Earlatr. 40 gu 


r 7 


Feld jür Anschrift 
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Unger Zeichen 


= ht 
Ihre Zeichen 


Ihre Sache vom 
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A Barreit 


297 mn 


105 mm 


87 mm 


Gaschällähriaf A 4 (varkleinen) 


- 210 mm 


Karl Baumann, Karlsruhe 


die Bearbeitungsvermerke, der Platz für Datum und 
Aktenzeichen, sowie die Breite des vorgesehenen Heft- 
randes. Eine Schematisierung des Briefbogens ist durch 
die Vordrncknormung keinesfalls eingetreten, da durch 
die Farbe des Papiers, des Druckes, der Drucktypen, 
Anbringung eines Firmenzeichens usw. immer noch 
eine persönliche Note in das Formular gelegt werden 
kann. 

Die Richtlinien für die Vordruck- 
anordnung hat der Normenausschuß 
in verschiedenen Normblattern zusam- 
mengestell. Für den Einheitsbrief 
wurde das Normblatt DIN 676 
„Geschäftsbrief Format DIN A 4,“ 
für den Halbrief das Normblatt 
DIN 677 ,‚Geschaftsbriefe, Halbbriefe, 
Format A5“ und für die Postkarte 
das Normblatt DIN 679 „Ge- 
schaftspostkarte Format A 6° heraus- 
gegeben. Diese Normblatter geben die 
genauen Maße für die Vordruckan- 
ordnung an, = 


62 mm 


Pusischeek: 
Karlarule 
GC 


IV. Der Aufban des Einheitshriefes 
DIN A4. 


Für den Einheitsbrief (nebenstehende 
Abb.) DIN A4 (210: 297 mm) ist ein 
Mindestheftrand von20 mm vorgesehen. 
Der obere Teil des Briefbogens mit einer 
Höhe von 45 bzw. 50 mm dient für 
den Vordruck des Firmennamens und 
der Geschaftsangaben. Letztere An- 
gaben sind von links nach rechts in 
gleicher Höhe anzubringen. Sie werden 
in der Reihenfolge: Postanschrift des 
Absenders, Telegrammadresse, Tele- 
phon-Nr., Geschaftszeit, Bank- und 
Postscheckverbindung gesetzt. Ist der 
Vordruck einer Angabe nicht notwendig, 
so folgt sofort die nachste Angabe. 
Das nun folgende Feld in einer Höhe 
von 40 mm ist in zwei Teile zerlegt. 
Der linke Teil dient immer für die 
Adresse des Empfangers, wahrend der 
rechte Platz dem Empfanger zur An- 
bringung def Eingangs- und Bear- 
beitungsvermerke vorbehalten bleibt. 
Hierauf folgen noch die Vordrucke 
für Aktenzeichen und Datum in einer 
Höhe von 15 mm, die sowohl für den 
Absender als auch für den Empfanger 
vorgesehen sind. 

Bei dem Halbbrief DIN A5 ist 
diese Raumeinteilung ebenfalls im Prin- 
zip eingehalten. Infolge der kleineren 
Flache treten allerdings Änderungen 
(vergl. Normblatt 677) in den Maßen 
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ein, Doch sollte nach Möglichkeit von dem Format 
DIN A5 Abstand genommen werden, da der Halbbrief 
an sich wenig Raum zum Schreiben bietet und außer- 


dem eine große Ersparnis gegenüber dem Format 
DIN A 4 nicht eintritt. 


V. Die Bedeutung der Normung des Rriefbogens 
im Gesehaftsleben. 

Der genannte Briefbogen hat sich im Geschafts- 
leben noch nicht allgemein durchgesetzt, wie es im 
Interesse der Arbeitsvereinfachung zu wünschen ware. 
Die Vorteile sind aber ganz unverkennbar. Vor allem 
wird durch das einheitliche Format das Ablegen der 
Briefe erleichtert und eine übersichtliche Einreihung 
der Post in die Ordner ermöglicht. Die Ordnungsmittel 
selbst werden hierdurch vereinfacht und verbilligt, da 
man bei allseitiger Verwendung nur noch Ordner und 
Mappen in einer Große anschaffen muß. Durch die 
genaue Festlegung der Vordrucke geht auch die Be- 


arbeitung der Post rascher vonstatten. Unnötiges Suchen 
irgend einer Geschaftsangabe — z. B. des Bankkontos 
— fällt weg, da diese Angabe immer an ein- und der- 
selben Stelle auf dem Briefbogen zu finden ist 


Auch von dem Inhaber eines Handwerksbetriebes 
ist auf Grund der oben genannten Vorteile zu fordern, 
daß er seine Briefbogen nach DIN-Format und -Vor- 
druck aufbaut und herstellen laßt. Er hinterlaßt aber 
auch bei seinen Kunden den Eindruck, daß er in seinem 
Betrieb fortschrittlich arbeitet Viele Unternehmen 
arbeiten auch aus rein organisatorischen Gründen mit 
solchen Firmen lieber, die fur ihren Schriftwechsel 
genormte Formulare zugrunde legen. Kommt in einem 
Handwerksbetrieb die Herstellung eines vorgedruckten 
Briefbogens aus Kostengründen nicht in Frage, so sind 
wenigstens die unbedruckten Briefbogen nach DIN- 
Format auszuwahlen. 


er Per 


Kann das Eigentum dritter Personen 
für Umsatzsteuerschulden gepfändet werden? 


Zu dieser umstrittenen Frage veröffentlichen wir nach- 
stehend ein Rundschreiben des Finanzministeriums, das 
den Standpunkt der Steuerbehörden rechtfertigt und eine 
neue Auslegung des Art, 92 des Gewerbesteuergeseizes 
durch das Höchste Gericht in Warschau, die die Ansicht 
der Steuerzahler vertritt. Wir werden auf dieses Thema 
in einer der nachsten Ausgaben unserer Zeitschrift zurück- 
kommen, Die Redaktion. 


Der Siandpunkt des Finanzministeriums, 


Die bei der Einziehung der Umsatzsteuer haufig entstehenden 
Zweifel darüber, in welchem Umfange die das Eigenium dritter Per- 
sonen bildenden Gegenstande der Piandung zu entziehen sind, haben 
das Finanzministerium zu folgender Erlauterung veranlasst (Dz. Urz. 
Nr. 30, S. 448): 

Zweck der diesbezüglichen Anordnungen des Minisleriums war 
nicht die Ermachtigung der nachgeordneten Organe, be der Zwangs- 
beitreibung nicht in vollem Umfauge von den ihnen aui Grund des 
Art. 92 des Gesetzes zustehenden Befugnissen in allen den Falen 
Gebrauch zu machen, wo die Beitreihung der Steuerforderung aus 
den im Unternehmen befindlichen, aber nicht Eigentum des Steuer- 
zahlers bildenden beweglichen Gegenstanden eine Abwalzung der 
Steuerlast auf dritte mit dem Unternehmen nur in losem Zusammen- 
hange stehende Personen bedeuten würde. Dle Ausschaltung von 
Gegenstanden, die dritten Personen gehören, soll nur erfolgen beim 
Konimissiunsgeschalt, Verkauf gegen Kredit mit Eigentumsvorbehalt 
bis zur vollstandigen Bezahlung des für die gehelerte Ware geior- 
derten Preises, bei Abgabe von Gegenständen zur Umarbeitung, 
Auibewalrung u. dgl, Dieser Ausschluss darf jedoch keine Anwen- 
dung finden in allen anderen Fallen, in denen die spezielle Eigenart 
der Sache die Notwendigkeit begründen würde, von den aus dem ange- 
führten Artikel entspringenden Befugnlssen in vollem Umfange Ge- 
brauch zu machen, wie z. B, beim Uebergang des besteuerten Unter- 
nehmens in den Besitz einer anderen Person, beim Vermieten einer 

- Ladeneinrichtung an das Unternehmen gegen Beteiligung an den 
Einkünften desselben u. dgl. sowie in den Fallen, wo der begründete 
Verdacht vorliegt, dass die von den Kontrahenten abgeschlossene 
Transaktion lediglich die Vereitelung der Steuerbeitreibung bezweckt. 
Schliesslich ist zu bemerken, dass die Frage der Staatsangehörigkelt 
der Person, die Ihre Waren zum Kommissionsverkauf oder Umar- 

bd beiten, Aufbewahren u, dgl. abgibt, für die Sache belanglos ist. 


Eine neue Auslegung des Höchsten Gerichts. 


e Die Firma „United Shoe Machinery Company“ in Kopenhagen 
überliess der Posener Schuhwarenfabrik „Witbut“ am 4. April 1924 
- leihweise Maschinen zur Herstellung von Schuhwerk. Diese Ma- 
schinen beschlagnahrmte die Steuerbehörde zur Deckung von Ge- 
werbesteuerforderungen, was das Bezirksgericht in Poznań durch 
Urteil vom 14. November 1929 für unherechtigt erklarte, wahrend 
das Anpellationsgericht in Poznań das Vorgehen der Steuerbehorde 
durch Urteil vom 6. Mai 1930 billigle, indem es folgendes ausführte: 
F Im Sinne des Art, 92 des Gesetzes vom 15. Juli 1925 haltet fur 
die Entrichtung der Gewerbesteuer das Unternehmen, für ‘das die 
Steuer veranlagt wurde, und zwar ohne Rucksicht darauf, wer der 
Eigentümer der zum Unternehmen gehörenden Gegenstande ist. Da 
1 nun im vorliegenden Falle die Maschinen Bestandteile des steuer- 
pllichligen Unternehmens waren, halte die Steuerbehörde das Recht 

zur Beschlagnahme. 


Das Höchste Gericht nahm folgenden Standpunkt ein: 

Die Revision führte ınit Recht aus, dass die Stewer elne ein- 
malige oder dauernde Leistung ist, die das Gesetz den cine gewisse 
Tatigkeit ausübenden oder in einem bestimmten Verhaltnis zu einer 
gewissen Sache stehenden Personen Im Zusammenhang mit diesen 
Tatsachen (Funklionen oder Verhaltnissen) zur Pflicht macht. Das 
auf dieser Grundlage entstehende Rechtsverhaltnis ist stets ein Ver- 
haltnis zwischen zwei Personen, und zwar einerseits zwischen dem 
Steuerglaubiger (Fiskus) und anderseits dem Steuerschuldner, der 
nur eine natürliche oder juristische Person sein kann. Das gleiche 
ist der Fall bei den sog. dinglichen Steuern, wo Steuerzahler ebere 
fails nicht die den Gegenstand der Steuer bildende Sache, sondern 
eine in einem gewissen Verhaltuis zu dieser stehende Person ist, 
d. h. in der Regel ihr Eigentümer. Keine Ausnahme in dieser Hin- 
sicht bildet die durch das Gesetz vom 15. Juli 1925 eingeführte Ge- 
werbesieuer (Dz. Ust. 550). Wenn nun dieses Gesetz in Art, 1 be- 
stimmt, dass die dort angeführten Unternehmen der Gewerbesteuer 
unterliegen, so bezeichnet es damit lediglich den die Veranlagungs- 
grundiage bildenden Gegenstand, d. i. das Vermögen, von dem der 
Steuerzahler die besagte Steuer zu entrichten hat, denn Steuerzahler 
ist grundsatzlich nicht das Unternehmen als solches, sondern der es 
betreibende Unternehmer. Dieser hat für die Bezahlung der Steuer, 
ebenso wie jeder andere Schuldner gegenüber seinem Glaubiger, mit 
seinem eigenen Vermögen einzuslehen, also nur mit dem von ihm 
betriebenen Unternehmen und den dazu gehörigen Gegenstanden. 
Bezüglich dieser Gegenstande bestimmt Art. 92 des Gesetzes, dass 
der Auspruch des Staatsschalzes darauf vor allen anderen Ansprüchen 
zu belriedigen ist. Hieraus folgt ledoch nicht, dass das Verhaltnis 
des Unteruchmers zu den Gegenständen bel der Befriedigung des 
staatlichen Anspruchs gleichgültig ware, dass er nicht ihr Besitzer 
sein müsste, sondern dass es genligen würde, wenn er bei der De- 
triebsführung von ihnen unter irgendeinem Rechtstitel Gebrauch 
macht, Das Unternehmen als solches besitzt nicht den Charakter 
elmer juristischen Person; man kann daher nicht von einem Eigen- 
tum des Unternehmens, sondern von elnem des Uniernehmers reden. 
Der biosse Umstand aber, dass fremde Mobilien Bestandteile eines 
Unternehmens werden, besagt noch nicht, dass sie In den Besitz des 
Unternehmers übergehen und damit rechlınassig zum Unternehmen 
gehören. Die Ausnahnevorschriften der 88 946—950 des B.Q.B. 
können übrigens au! die vorliegende Sache keine Anwendung finden. 
Da nun im Sinne des allgemeinen Grundsatzes, den auch das Gesetz 
vom 15. Juli 1925 nicht antastet, jeder Schuldner, also auch der Steier- 
zahler, für die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten nur mit dem eigenen 
Vermögen laftet, kommen hierbei das Eigentum dritter Personen 
bildende Gegeuslande selbst dann, wenn sie im Unternehmen ge- 
braucht werden, mit Bezug auf die dem Unternehmer auferlegte 
Gewerbesteuer nicht in Frage. Die abweichende Auffassung des 
Appellationsgerichts ist demnach als Irrig zu bezeichnen, 


Dle Kosien des Verfahrens der L und JI. Instanz tragt der Fiskus. 


Die Umsatzsteuer der Mühlen. 


Nach der Novelle zum Gewerhesleuergesetz ist der Umsatz- 
steuersatz für Handelsmühlen, die ordnungsmässige Handelsbüucher 
führen, ab 1. Januar 1932 von 2 auf 1% crmassigt worden, Unter 
„Handelsmühlen“ ist In diesem Falle nach dem Wortlaut des Gesetzes 
und im Sinne einer Entscheidung des Obersten Verwaltungsgerichtes 
vom 29. 1. 1930, L. rei, 3364/28 nicht eine besondere Kategorie von 
Mühlen zu verstehen, sondern die entsprechende Bestimmung des 


Nr. 2 
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Gesetzes unterscheidet bei Mühlen Umsatze, die durch den Verkauf 
eigener Mahlerzeugnisse (Mehl, Grütze, Kicie, Schrot usw.) erzielt 
werden („Mandelsmühlen“) und Umsatze der „Kundenmöller: 
Wahrend der Steuersatz fur die Umsalze der Handelsmühlen, d.h. 
Umsatze aus dem Verkauf von eigenen Mahlerzeugnissen auf 1% 
ermassigt worden Ist, bleibt der Steuersatz der Kundenmüllorei wei- 
terhin 2%. Als Umsatz der Kundenmüllerei gilt nach der aben an- 
gegebenen Entscheidung des Oberverwallungsgerichtes vom 29. 1. 
1930 nicht etwa der Wert des vermahlenen Getreides, sondern die 
in Geld oder Naturalien erhaltene Vergütung (Mahllohn). Die Mühlen, 
die von der Erleichterung der Novelle zum Gewerbesteuergesetz 
Gebrauch machen wollen und von der „Handelsmüllerei“ nur 1% 
Umsatzsteuer zu zahlen beabsichtigen, sind verpilichtet, ordaungs- 
massige Handelsbücher zu führen; bei der Anlage der Bücher emp- 
Hehlt es sich, zwei getrennte Umsatzkonten fur Handelsmüllerei und 
für Lohnmüllerein einzurichten, 
G.werhepaiente und Verzugsstrafen. 

Es kommt haufig vor, dass Steueramler iu Gewerbepatente, die 
nach dem vorgeschriebenen Terimin, dem 1. Januar, gelöst werden, 
14% Verzugszinsen berechnen. Die widerspricht "dem Art, 2 des 
Gesetzes vom 31. Juli 1924 (Dz. Ust. Nr. 73, Pos. 721), der besagt, 
dass Verzugszinsen erst am 15. Tage nach Ablauf des Zahlungs- 
termins von Steuern erhoben werden dürfen. Hierzu hat das Finanz- 
EEN Int Rundschreiben Nr. 143 vom 4. 1. 1926 (L. DPO. 
12011/3125) erklart, dass bei der Lösung von Gewerbepafenten nach 


dem 1. Januar Verzugsstralen erst vom 15. Januar berechnet werden 
sollen. 


BH 


Nach den angefuhrten ausdrücklichen Bestimmungen sind Ver- 
zugsstrafen bei Lösung von Giewerbepatenten in der Zeit vom 1. bis 
14. Januar nicht gerechtierligt. 


Abgabe der Umsatzsteuererklärungen 
bis 15. Februar! 


Wir weisen uoch einmal darauf hin, dass die Frist für die Ab- 
gabe der Umsatzsteuererklarungen lür das Jahr 1931 am 15. Februar 
ablauft. Zur Abgabe einer Umsatzsteuererklärung sind verpflichtet: 

1. Handelsunternehmen I, und Jl, Kategorie, 

2. gewerbliche Unternehmen 1.—V. Kategorie, 

3. gewerbliche Beschaftigungen Kat, I und Kat, 

4. alle freien Berufe, 

Die Verletzung der Pflicht zur Abgabe einer Umsatzsteuer- 
erklarung wird gemass Art. 98 des Gewerbesteuergesetzes mit einer 
Geldstrafe in Höhe des 3 bis 20fachen Betrages des Patents bestraft, 
Zur Abgabe einer Umsatzsteuererklärung sind alle übrigen Gewerbe- 
steuerzaliter, die nicht zur Abgabe der Erklarung verpflichtet sind, 
berechtigt, Die Umsatzsteuererklärung muss unter Benutzung amt- 
licher Formulare, die die zustandigen Steueramter den Steuerzahlern 
unentgeltlich oushandigen, erfolgen, Für verschiedenarlige Unter- 
nehmen (verschiedene Gewerbepatente) missen besondere Erklarun- 
gen abgegeben werden. lin Sinne der einschlagigen Entscheidungen 
des Oberverwallungsgerichtes muss die Umsatzsteuererklarung per 
Einschreibebrief oder Empfangsbestaligung eingeschickt werden, da 
im Zweifelsfalle der Steuerzahler den Nachwels zu erbringen hat, 
dass er eine Erklarung abgegeben hat. 


Ha und Ib, 


Nachweis der Identität der Ware 
bei Zollvergünstigung. 


Durch Urteil vom 5, Jun! 1931 (Nr. 3209/29) entschied das Ober- 
verwaltmgsgericht in der Klagesache F, Wiechert, Starogard contra 
Finanzministerium folgendes: 

Die Feststellung der Identitat der Ware (gemass $ 3 der Ver- 
ordnung der Minister für Finanzen, Handel und Industrie sowie Land- 
wirtschaft vom 27, März 1928, Dz. Ust. Pos. 403) ist Pflicht der- 
ienigen Person, die die Rückerslatlung des Unterschiedes zwischen 
dem entrichtelen Normalzoll und dem zugestaudenen Vorzugszoll 
für sich in Anspruch nimmt. 

Das Geselz vom 31. Juli 1924 über die Regelung der Zollver- 
haltnisse (Dz. Ust, Pos. 777) enthalt in Art, 7, Pkt. b) eine Vor- 
schrift, die deu Finanzminister im Einvernehmen mit dem Industrie- 
und Handelsıninister sowie dem Minister tür Landwirtschaft und 
Domanen ermachtigt, im Verorduuugswege einstweilige Erleichterun- 
gen zu gewahren in bezug auf die Höhe des Zoiles für importierte 
Artikel des ersten Bedaris sowie Rohstoffe und Produktionsmittel, 
die yon industriellen und landwirtschaftlichen Produzenten bezogen 
werden. 

Auf Grund dieser Ermachtigung haben die Minister für Finanzen, 
Industrie und Handel sowie Landwirtschalt am 27. Marz 1928 eine 
Verordnung über Zollnachlasse für Im Lande nicht hergestellte Ma- 
schinen und Apparato erlassen. (Dz. Ust. Pos. 403.) Dariu bestimmt 
§ 1, dass auf die naher angefuhrten Maschinen und Apparate ein 
Zoll in Höhe von 20% des Normalzolls Anwendung finden kann, 
falls es der Finanzminister im Einvernehmen mit dem Industrie- und 
Handelsminister anordnet; $ 3 besagt, dass für Waren, die für die 
Zollvergünstigung in Betracht kommen, jedoch in der Zeit vom 
1. April bis 31. Dezember 1928 iu normaler Weise verzollt wurden, 
der Unterschied zwischen dem Normal- und dem Vorzugszoll zurück- 
zuerslatten ist, wofern die Identitat der Maschinen und Apparate 
be! der Verzollung festgestellt und der Zollnachlass überhaupt be- 
willigt wurde. 

Im konkreten Falle erfolgte die Verzollung der in Rede stehen- 
den Maschinen am 29. Dezember 1928, Demzulolge hatte die klagende 
Firma, nachdem ihr (im Februar 1929) der Zollnachlass zugestanden 
worden war, nach $ 3 der erwalnten Verordnung zweifelsohne das 
Recht auf Rückerstattuug des Unlerschiedes zwischen dem einge- 
zahlten und dem ermassigten Zoll gehabt, wenu die Identitat der 
Maschine boi der Verzollung festgestellt worden ware. Die Klagerin 
hat jedoch diese Bedingung nicht erfüllt: in der Klage brachte sie 
die Ansicht zum Ausdruck, dass „rewiss" das Zollamt, nicht die 
Partei, die Tdentilat der Maschine hatle feststellen sollen. Diese 
Auffassung ist als nbegründel anzusehen, und zwar schon aus dem 
Grunde, weil die Feststellung der Identitat im Interesse der Partei, 
nicht des Zollamtes, liegt: überdies legt in ahnlichen Angelegenheiten 
Art, 16 der Verordnung des Finanzministers und des Industrie- und 
Handelsministers vom 11. Juni 1920 über den Zolllarit (Dz. Ust. 
Pos, 314) in dem In $ 3 der Verordnung derselben Minister vom 
18. Dezember 1921 (Dz. Ust. 1922, Pos. 12) festgestellten Wortlaut 
der Partei ausdrücklich die Pflicht auf, der zuslandigen Zollbehörde 
gegenüber den Nachweis der Identitat der Ware zu führen, wobei 
die Identitat amtlich auf Grund von Proben, Photographien, Beschrei- 
bungen u. dgl. festgestellt werden muss. 

Die Klagerin beruft sich darauf, dass das Finanzministerium bei 
der am 6. Februar 1929 erteilten Qenchmigung die Zuerkennung des 
Zollnachlasses lediglich von der Einreichung eines die schweizerische 


Herkunft der Maschine _feststellenden Zeugnisses beim Zollamt ab- 
hangig gemacht hat, Das Ursprungszeugnis, von dem im Bewilli- 
gungsschreiben des Finanzministeriums die Rede ist, hatte allerdings 
vollkommen genügt, wenn die Partei die Maschine im normalen 
Verfahren zur Verzollung angemeldet hatte, d. i. nach Empfang des 
Bewilligungsschreibens. Anders verhalt sich dagegen die Sache, falls 
der Zollnachlass nack Erledigung der Zolliormalitaten erteilt wird. 
In diesem Falle findet der angelührte $ 3 (der Verordnung vom 
27. Marz 1928) Auwendung, wonach die Identitat der Ware hei der 
Verzollung festgestellt werden muss, Die Klagerin hatte somit, als 
sie die Maschine am 29. Dezember 1928 zur Verzollung anmeldete, 
in der Erwartung, dass ihr die nachgesuchte Zollvergünstigung 
zuteil werden wurde, sich der Zollbehörde gegenüber mit dem Nach- 
weise der Identitat der Ware befassen müssen, da sie ohne diesen 
Nachweis aui spatere Rückerstattung des überzahlten Zollbetrages 
nicht rechnen konnte, Die Klagerin hat dies jedoch unterlassen, 
indem sie nicht einmal eine Photographie der verzollten Maschine 
vorlegte. Die Berufung der Klagerin auf das Fehlen des Ursprungs- 
zeugnisses Im Augenblick der Verzollung ist, wie die verklagte Be- 
hörde mit Recht bemerkt, für den vorliegenden Fall belanglos, denn 
dieses Zeugnis stellt nicht die Identitat, sondern nur die Rerkunit 
der Ware jest. 

Aus den angeführten Gründen erkannte der Gerichtshof, Gass 
das Verfahren der angeklagten Behörde mit den Vorschriften des 
$ 3 der Verordnung vom 27. Marz 1928 im Einklang stand. 


Erhöhung der Zollabfertigungsgehlihr. 


Der Finanzminister hat die Manipulatlonsgebühr bei der Zoll- 
abfertigung von 10 aui 20% erhoht. (Dz. Ust, Nr, 2,) 


Der Veredelungsverkehr in Danzig 


Das Finanzminlsterium hat die Einfuhrkontrolle über folgende 
auslandische Waren verhangt, die im Veredelungsverkehr nach Dan- 
zig eingeführt werden: 

1, Armaturen aus Metallen, fertig und halbiertig, 2. Juwelen 
und Bernsteinerzeugnisse, 3. Zucker, Sirup, Melasse und andere 
zuckerhaltige Erzeugnisse, 4. Herren- und Damenpelze, Pelzmitzen 
und Pelzhüte, 5, Maschinen aller Art und Maschinenteile, 6. Kupfer 
und Kuüpferlegierungen in Blöcken, Rohabgusse aus Kupfer und 
Kupferbleche, 7. Abgusse aus Eisen und*underen Metallen, 8. Herren-, 
Damen-, Kinder- und ‚Berufskleidung, 9. Garn aus Flachs und Haut, 
10. Röhren und Bleche aus Blei, I}. Messingröhren, 12. Leder, ge- 
gerbt und lackiert, 13. Felle alter Art, hergerichtet, 14. Gewebe aus 
Baumwolle, Jute, Hanf, Flachs, Wolle, Seide und Kunstseide, 15. Ju- 
weliererzeugnisse aller Art aus Silber und Gold. 

Die Abnehmer dieser Waren müssen der Zollbehörde gegenüber 
den Nachweis führen, dass jede in Ihren Besitz gelangte Sendung 
ordnungsmassig verzollt wurde, 

Die ministerielle Anordnung erstreckt sich nur auf den unvor- 
schriftsmassigen Verkehr (z, B. wenn Schrott ausgeführt und dafür 
Maschinen zollfrei bezogen werden), Die Sendungen werden also 
in den Fallen, wo die Ideniitat der Ware nachgewiesen wird und 
auch die sonstigen den Veredelungsverkehr regelnden Vorschriften 
Beachtung finden, nicht beanstandet. Die veredelte Waren bezichen- 
den Firmen können als Ausweis auch eine Bescheinigung des Zall- 
inspektorats in Danzig vorlegen. 


18 


H. u. 


G. Nr. 2 


Die Novelle zam Gesetz über die Ar 


Eınsenneidenae Neuerungen und 


Verhaltnismaßig wenig beachtet ist bisher das 
Gesetz vom 7. 11. 1931. In der harmlosen Form einer 
Novelle zum Gesetz vom 2. 7. 1924 über die Arbeit der 
Jugendlichen und Frauen greift es tief ein in die bis- 
herige Praxis der allermeisten Gewerbebetriebe, ganz 
besonders auf dem Gebiet der Berufsausbildung, 

Der tiefere Sinn des neuen Gesetzes dürfte aller- 
dings gar nicht in der Richtung liegen, die Arbeit 
der Jugendlichen besonders zu schützen oder die 
Bedingungen ihrer Berufsausbildung zu verbessern, viel- 
mehr dürfte die eigentliche Absicht des Gesetzgebers 
sein, im Rahmen des Kampfes gegen die Arbeitslosig- 
keit dem Arbeitgeber weitmöglichst seine bisherige 
Praxis zu erschweren, seinen Arbeitsbedarf statt mit 
voll erwachsenen, voll bezahlten Arbeitskräften durch 
die Einstellung Jugendlicher als Lehrlinge, Praktikanten, 
Volontare zu decken. 

Wenn also auch die Novelle nur anßerlich im Zu- 
sammenhang mit dem Gesetz tiber die Arbeit der Ju- 
gendlichen steht, offenbar weil die dort gegebenen Be- 
griffsbestimmungen die Formulierung erleichterten, so 
beziehen sich zugleich doch die neuen geradezu drako- 
nischen Strafbestimmungen auf das ganze Gesetz. Das 
aber enthalt eine ganze Anzahl Bestimmungen, die 
tatsachlich bis heute nicht durchgeführt sind, obwohl 
sie Gesetzeskraft haben. 

Es ist daher dringend notwendig, das Gesetz in 
selbem Zusammenhang zu überschauen in der Verande- 
rung, die es durch die Novelle erfahren hat. 

Es zerfallt im ganzen in 5 Hauptabschnitte: 
. Allgemeine Bestimmungen (Art. 1—4). 
. Über die Arbeit der Jugendlichen (5—11). 
. Über die Arbeit der Frauen (12—16). 
. Strafbestimmungen (Art. 17). 
. Schlußbestimmungen. 

1. Allgemeine Bestimmungen, 
- Art. 1 enthalt zunachst die Feststellung, daß für 
die Arbeit der Jugendlichen und Frauen, die in Gewerbe- 
betrieben oder Arbeitsbetrieben anderer Art beschaftigt 
sind, die allgemeine Arbeitsgesetzgebung gilt, soweit 
sie nicht durch die Art. 8 und 13 des Gesetzes weiter 
begrenzt ist. Dabei sind eine Reihe von Betriebsarten 
aufgezahlt, unter denen die Landwirtschaft fehlt. 

Erst Art. 2 bestimmt den Begriff des Jugendlichen 
als Personen beiderlei Geschlechtes im Alter von 15 
bis 18 Jahren. 

Nach Art. 3 unterliegen den Bestimmungen des 
Gesetzes ausdrücklich auch Lehrlinge, Praktikanten und 
Volontare. 

Art. 4 verbietet die Arbeit der Jugendlichen und 
Frauen bei allen Arbeiten, die fur die Gesundheit, Sitt- 
lichkeit und: Moral schadigend oder gefahrdend sind. 
Eine Ausführungsverordnung zahlt diese Arbeiten im 
besonderen auf. 


2. Über die Arheit der Jugendlichen. 


Art. 8 verbietet die Erwerbsarbeit von 
unter 15 Jahren. 

Der neue Art. Ba begrenzt zudem die Zahl der be- 
schaftigten Jugendlichen in Arbeitsbetrieben aller Art 
in einem bestimmten Prozentverhaltnis zur Zahl der 
erwachsenen Arbeitnehmer. Dies Verhaltnis wird durch 
Verordnungen des Arbeitsministeriums fur die einzelnen 
Berufe und für jeden Verwaltungsbezirk festgesetzt. 
Diese Ausführungsverordnungen fehlen bisher. 

Der neue Art, 5 b ermachtigt die Arbeitsinspektoren 
dort, wo bisher eine großere Anzahl Jugendlicher be- 
schäftigt war, die Entlassung bis zur festgesetzten 
Norm anzuordnen, 


1 
2 
3 
4 
5 


Kindern 


beit der Jugendlichen und Frauen, 
sehwere Stratbestimmungen. 


Art. 6 macht die Einstellung eines Jugendlichen 
abhangig von der Vorlage: 

1. einer Bescheinigung über das vollendete 15. Lebens- 
jahr, 

2. der Erlaubnis des Vaters oder Vormunds, 

3. einer Bescheinigung über die erfüllte Schulpflicht, 

4, des Attestes eines vom Arbeitsinspektor benannten 

Arztes, daß die Arbeit nicht die Krafte des Jugend- 

lichen übersteigt 

Die Vorlage dieser Bescheinigung muß in dem nach 
Art. 11 zu führenden Verzeichnis der Jugendlichen im 
einzelnen vermerkt sein. 

Art, 7 ermachtigt den Arbeitsinspektor, jederzeit 
eine arztliche Nachuntersuchung anzuordnen und ge- 
gebenenfalls bei gleichzeitigem Nachweis, in welcher 
Arbeit der Jugendliche beschaftigt werden darf, die 
bisherige Beschäftigung zu verbieten. 

Der neue Art, 7a verbietet die unentgeltliche Be- 
schaftigung eines Jugendlichen sowie de Annahme 
eines Lehrgeldes (nicht nur die Forderung). Die Höhe 
der Entschadigung muß im Vertrag genau festgesetzt 
sein und in der Jugendlichenliste vermerkt werden. 

Normen für diese Entschadigung sowie Ausnahmen 
für Handwerkslehrlinge, die auf Grund schriftlicher 
Lehrvertrage beschaftigt werden, wird der Azbeits- 
minister zusammen mit dem Handelsminister erlassen 
(fehlen bisher), 

Der neue Art. 7b bestimmt für alle neuen Ver- 
trage, die mit Verletzung der neuen Bestimmungen 
5a und 7a geschlossen werden, die Auflösung durch 
Verschulden des Arbeitgebers, also mit dem Recht der 
Schadenersatzforderung durch den Arbeitnehmer. 

Für den Fall, daß ein jugendlicher Arbeitnehmer 
ohne Arbeitsentschadigung nach Art. 7a bereits be- 
schaftigt ist, steht ihm das Recht zu, für die ganze Zeit, 
in der er beschaftigt war, Entschadigung zu verlangen. 

Die Höhe dieser Entschadigung wird nach den 
allgemeinen Grundsatzen über Arbeitsvertrage ohne 
genaue Lohnvereinbarung bestimmt. 

Art. 8 regelt in komplizierten Sonderbestimmungen 
die Nachtruhe der Jugendlichen. 

Art. 9 bestimmt die Pflicht des Jugend- 
lichen zum Fortbildungsschulbesuch. 

Der Besuch der Berufs- und Fortbildungsschule 
muß bis zu 6 Stunden wöchentlich auf die Arbeitszeit 
angerechnet werden. 

Art. 10 verbietet die Beschäftigung von Jugend- 
lichen in Überstunden. 

Art, 11 verpflichtet den Arbeitgeber, genaue Listen 
nach vorgeschriebener Norm über die jugendlichen 
Arbeitnehmer zu führen und einen Ausweis der Jugend- 
Dechen sichtbar auszuhängen. 


3. Über die Arheit der Franen. 

Nach Art. 12 ist die Beschaftigung der Frauen unter 
Tag verboten. 

Art. 13 regelt die Nachruhe der Frauen. 

Nach Art. 15 ist der Arbeitgeber verpflichtet, für 
mehr als 5 Frauen eigene Aborte, Waschraume, Um- 
kleideraume einzurichten, für mehr als i00 Frauen 
Baderaume und Sauglingsstuben. 

Nach Art. 16 hat die schwangere Frau besonderes 
Recht, die Arbeit zu unterbrechen. 

4. Strafbestimmungen. 

Nach der neuen Fassung des Art. 17 wird die Über- 
schreitung der Vorschriften dieses Gesetzes erstmalig 
mit Geldstrafe von 200—1000 zi oder Haft bis zu drei 
Monaten belegt, im Wiederholungsfalle nur mit Haft 
von mindestens 14 Tagen bis zu drei Monaten. 
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Die Zuerkennung mildernder Umstande ist bis 
31. 12. 1932 ausgeschlossen. Zur Feststellung der Ver- 
gehen sind nicht mehr die Gerichte, sondern die 
Bezirksarbeitsinspektoren berufen. 

Art. 17a bestimmt die Verantwortlichkeit des 
Arbeitgebers. Es kommen zur Verantwortung nicht nur 
der Eigentümer, sondern auch der Leiter der Arbeits- 
stelle, sowie bei juristischen Personen die Personen, 
die zur Aufsicht berufen sind. 

5. Schlußbestimmungen. 

Nachdem die ursprünglichen Übergangsbestimmun- 
gen ihre Bedeutung verloren haben, ist nur wesentlich, 
daß die Ausführung in Handen des Arbeitsministers 
liegt. Das Gesetz ist am Tage der Verkündigung, das 
ist am 25. 11. 1931 in Kraft getreten. 


In seiner Gesamtgestalt enthält das Gesetz, das 
mit so scharfen Strafbestimmungen ausgestattet ist, 
leider an den wichtigsten Stellen eine Fülle von Un- 
klarheiten. 

Entscheidend ist schon die Unklarheit in den all- 
gemeinen Bestimmungen. Die Begriffsbestimmung steht 
in Art. 2 und umfaßt alle Jugendlichen rein nach der 
Altersbestimmung. Der einleitende Art. 1 wiederum 
zahlt die verschiedenen Arbeitsstatten auf, unter denen 
die Landwirtschaft und die der Landwirtschaft zuge- 
hörigen Berufe nicht genannt sind, bezieht sich seinem 
Wortlaut nach aber nur auf die allgemeinen Arbeitszeit- 
bestimmungen. Es bleibt also unklar, ob die ent- 
scheidenden Bestimmungen des Gesetzes, unter anderem 
die Fortbildungsschulpflicht sich auch auf den jugend- 
lichen Arbeitnehmer der Landwirtschaft bezieht. 

Scharfer noch wird die Unklarheit in den neuen 
Teilen. Einerseits bezieht sich Art. 7a im ersten Ab- 
schnitt und nach Art. 3 ausdrücklich auch auf Lehr- 
linge aller Art, andererseits sind Ausnahmen für Hand- 
werkslehrlinge vorgesehen. Das Gesetz selbst ist am 
Tage der Veröffentlichung in Kraft getreten, die Nen- 
nungen der Ausnahmen fehlen. Das gleiche gilt für das 
Recht auf nachtragliche Arbeitsentschadigung. Es bleibt 
ungeklart, ob durch das neue Gesetz auch bestehende 
rechtsgültige Lehrvertrage gebrochen werden und was 
zu geschehen hat, falls den ganzen Umstanden nach 
der handwerkliche Arbeitgeber gar nicht imstande ist, 
weder laufende Entschadigung zu zahlen, noch gar 
rückwirkend für die ganze bisher verbrachte Arbeits- 
zeit. Selbst bei geringsten Verdienstnormen würde bei 
verbrachter 3jahriger Lehrzeit ein Betrag herauskom- 
men, der für den Handwerksmeister unerschwinglich ware, 

Von einschneidender Bedeutung ist aber, daß die 
Entscheidung darüber, ob die Vorschriften des Gesetzes 
verletzt sind, aus der Kompetenz der Gerichte heraus- 
genommen und ausschließlich dem Arbeitsinspektor zu- 
gewiesen worden ist, Nach dem Wortlaut des neuen 
Gesetzes bleibt den Gerichten dann nur die Festsetzung 
des Strafmaßes, und zwar mit Ausschluß mildernder 
Umstande. Es bleibt die Frage, ob eine derartige Ein- 
schrankung der Gerichtshoheit überhaupt mit der Ver- 
fassung vereinbar ist. 

Alles in allem enthält das Gesetz soviel Unklar- 
heiten und Fallen, daß allergrößte Aufmerksamkeit 
dringend geboten ist, um den Zusammenstoß mit dem 
Strafrichter zu vermeiden. 
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Leipziger Frühjahrsmesse 1932: 


Freie Pahrt zur Leipziger Fruhjahrsmesse 1932. 


Die Leipziger Frühjahrsmessen, deren nachste aın 6. Marz 1932 
beginnt und für die Textllmesse am 9., für die Sportartikelmesse 
am 40, für die übrigen Zweige der Mustermesse am 12. Marz und 
für die Grosse Technische Messe und Baumesse am 13. Marz schliesst, 
sind der beste Reprasentant fur die Leistungsfahigkeil der deutschen 
Fertigwaren- und Produktionsmittelindustrien.. Rund 7000 Fabri- 
kanten von Fertigwaren und rund 2500 Fabrikanlen von Maschinen 
und Werkzeugen aller Art sind aui der Leipziger Fruhlahrsmesse 
vertreten. 39 grosse Messpalaste stehen für die Zwecke der Muster- 
messe und 17 Hallen für die Grosse Technische Messe und Baumesse 
zur Verfügung. Die Frühlahrsmessen, auf denen auch das Ausland 
mit rund 20 Landern vertreten ist, werden durchschnittlich von rund 
30.000 ausländischen Einkaufern aus 80 verschiedenen Landern be- 
sucht, 

Das Leinziger Messamt hat sich im Einvernehmen mit den Aus- 
stellern, die die Leipziger Fruhjahrsnesse 1932 beschicken werden, 
entschlossen, den auslandischen Messbesuchern eln besonderes Ent- 
gegenkommen dadurch zu beweisen, dass ihnen die Fahrtkosten für 
die Relse nach Leipzig und zurück vergütet werden. Das Lelnziger 
Messamt hat die notwendigen Vorbereitungen bereits getroffen, so 
dass es moglich sein wird, den aus dem Ausland nach Leipzig kom- 
menden Einkäufern die Fahrtkosten bereits während der Messtage 
zu erstatten, 

Alle Einkaufer, welche die Leipziger Fruhjahrsmesse 1932 he- 
suchen wollen, wenden sich an die nächstgelegene Geschäftsstelle 
oder ehrenamtliche Vertretung des Leipziger Messamts oder an ein 
Reiseburo, das durch Plakate kenntlich gemacht ist. Diese Stellen 
handigen dem Reisenden neben den Fahrscheinen und den Auswels- 
papieren ein besonderes Qulschelnhelt aus, welches dem Leipziger 
Messamıt gegenüber als Legitimation dient, In dieses Öutscheinheft 
tragt der Aussteller, bei dem der ausländische Besucher eingekauft 
hat, den Gesamtbetrag der anigegebenen Bestellungen ein. Die Qut- 
scheine werden dem Leipziger Messamt ausgehändigt, das dann nach 
Massgabe des Gesamtwertes der aufgegebenen Bestellungen die 
Fahrtkosten zurückerstattet, Rezahlt werden die reinen Auslagen 
fur die Fahrt, und zwar die Schilfsnassage 1. Klasse und die Eisen- 
bahn 2. Klasse vom Wohnort bis nach Leipzig und zurück bis zu 
1% des Wertes der auf der Leipziger Messe erteilten Aufträge. 

Es muss besonders darauf hingewiesen werden, dass die Aus- 
steller der Leipziger Fruhjahrsmesse den auslandischen Besuchern 
ein sehr reichhaltiges Musterangebot zu günstigen Prelsen vorführen 
werden und dass durch die Ruckvergütung der Fahrtkosten keine Ver- 
tenerung der Warenpreise stattfindet, da das Leioziger Messamt für 
diesen Zweck einen besonderen Ponds bereitgestellt hat. 


Die neuen Vorschriit n für den Po<stverkehr. 


Im „Monitor Polski“ (Nr. 259, Pos. 340) wird ein Rundschreiben 
des Post- und Telegraphenministerlums veroffentlicht, das Weisungen 
für das Publikum (Regulamin dla publiczności) nebst einem Muster 
für das Öffentliche Beschwerdebuch (ksiega zażaleń) enthalt. 

Danach haben alle Postamter und -agenturen die Verkehrsvor- 
schriiten in den für die Oeifentlichkeit bestimmten Raumen an sicht- 
barer Stelle zum Aushang zu bringen. 

In den im Reglement nicht vorgesehenen Fallen sind die Inter- 
essierten Personen auf die geltenden Vorschriften zu verweisen. 

Die wichtigsten Vorschriiten des Reglements sind folgende: 

Die Bemessung der Dienststunden, die im „Przegląd ruchu pocz- 
towego" für die Aufgabe und Annahme von Postsendungen und Tele- 
grammen sowie die Anmeldung auswarliger Ferngesprache bezeich- 
net wurden und in den Warteraumen der Postamter, -agenturen und 
-vermittlungsstellen angezeigt sind, hat nach der Im Amte befind- 
lichen Uhr zu erfolgen. 

In den Fallen, wo das Interesse des Dienstes es unbedingt er- 
fordert, konnen die Postamter und -agenturen die Annahme und Aus- 
folgung von Postsendungen Hir die zur Bearbeitung des aufgegebenen 
oder eingetroffenen Materials notige Zeit unterbrechen, Die Unter- 
brechung darf jedoch 45 Minuten nicht überschrellen, 

Das Aufkleben von Postwertzeichen auf Posisendungen ist Sache 
dos Absenders. 

Bel Empfang einer eingeschriebenen Sendung (hei Auszahlung 
eines Anweisungsbetrages) ist der Adressat oder Empfanger, wofern 
er dem betreffenden Pastorgan nicht persoalich bekannt ist, ver- 
pflichtet, sich zu legitimieren oder seine Identitat und die Eigen- 
handigkelt seiner Unterschrift auf der Aufgabeurkunde nachzuweisen 
uad zwar durch eine dem Postorgan bekannte, bürgschaftstahlge und 
völlig vertrauenswürdige Person oder durch ein staatliches oder 
Selbstverwaltungsamt, das sich eines olfentlichen Slegels bedient, 


Nähere Bedingungen bei den führenden 
Reisebüros und dem Ehrenamilichen Vertreter: 
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Ueber die Annahme von Posisendungen zur Beiörderung ent- 
scheidet ausschliesslich das Aufgabepostamt. 

Bei Ein- und Auszahlungen hat der Empfanger das ihm liber- 
gebene Geld nachzuzahlen, da nach dem Verlassen des Schalters 
erhobene Beschwerden nicht berücksichtigt werden. 

Zur Beschleunigung der Abfertigung sind dem Postbeamten die 
Aufgabelormulare gehörig ausgefüllt und der Geldbetrag samt der 
Taritgebühr abgezahlt zu überreichen. 

Das Rauchen in den Warteraumen und das Mitbringen von Hun- 
den dorthin sind verboten. 

Personen, die sich einer Beleldigung des Amtes oder staatlicher 
Angestelller zuschulden kommen lassen, werden zur strafrechtlichen 
Verantwortung gezogen. 

Anschriftmuster für Postsendungen und Telegramme werden in 
den Warteraumen ausgehangt. 

Bei Anmeldung eines auswartigen Ferngesprachs Ist die Fern- 


sprechnummer oder der Name der Person, mit der man sprechen 
will, oder bei Personen, die nicht Fernsprechteilnehmer siud, die 
genaue Adresse anzugeben. 

In allen Postamtern und -agenturen wird ein Beschwerdebuch 
gelührt, worin man Beschwerden über die Tatlgkeit des Postamtes, 
der Postagentur und der Postvermittlung anbringen kann. Der Be- 
schwerdelihrer hat seine genaue Adresse anzugeben und sich nach 
Möglichkeit dem Postorgan gegenüber, dem das Beschwerdebuch 


anvertraut ist, zu legitimieren. Der Ort der Aufbewahrung des Be- 
schwerdebuches ist im Warteraum kenntlich gemacht, Das Buch 
euthalt folgende Spalten: 1. Datum, 2, Vor- und Zuname sowie ge- 
ug Anschrift des Beschwerdeführer Inhalt der Beschwerde und 
eigenhandige Unt 7 4. Erledigung der 
Beschwerde, Die Erledigung erfolgt binnen 3 Tagen und wenn Nach- 


binnen 7 
Bestimmungen gellen vom 1, Dezember 1931. 


forschungen erforderlich sind, Tagen, Die vorliegenden 


Der deutsche Handwerker in Polen. - 


Die Schwierigkeiten 
des diesjährigen Bilanzabschlusses. 
Deutsches Handwerksinstitut, Abt. kaufm. Betriebswirtschaft, Bonn a. Rh 


Der diesiährige Bilanzahschlnuß stelt unter dem 
Zeichen der Deflation. Die Bervcksichtigung dieser Tat- 
sache ist mit Schwierigkeiten verknrpft, deren Wesen 
der buchfrhrende Handwerksmeister erkannt haben muß, 
um ihnen in richtiger, d. h. fir die Betriebspolitik zweck- 
maßiger Weise begegnen zu können. Erstes Erfordernis 
ist darum eine klare Vorstellung von den Wirkungen, 
welche von der Deflation ausgehen. 


Der Zustand der Deflation wird dadurch gekenn- 
zeichnet, daß der Warenwert sinkt, wahrend der Geld- 
wert eine Steigerung erfahrt. Wir haben hier die Um- 
kehrung der Inflation vor uns, die bekanntlich das Bild 
andauernder Verminderung des Geldwertes und ent- 
sprechender Erhöhung der Warenpreise zeigte. Beide 
Erscheinungen stellen Abweichungen von normalen wirt- 
schaftlichen Verhaltnissen dar, die sich durch die Stabili- 
tat des Geldwertes charakterisieren. Wie nun in der 
Zeit der Inflation vielfach unzutreffende Vorstellungen 
über die wirkliche Höhe der Wertsteigerungen von An- 
lagegütern, Vorraten usw. und damit der Gewinne ge- 
herrscht haben, so können auch heute irrige Meinungen 
über die tatsachliche Verlusthöhe entstehen. Die Ursache 
dieser Gewinne und Verluste, die meistens nur scheinbare 
sind, wird durch Umstande bewirkt, auf die der Einzel- 
betrieb keinen Einfluß hat. Es ware deshalb falsch, sie 
am Ende des Jahres samtlich auf Fehler in der Betriebs- 
führung zurückzuführen; vielmehr ist sorgfältig zwischen 
Verlusten oder Gewinnen durch Änderungen des Geld- 
wertes und solchen zu unterscheiden, die mit der betrieb- 
lichen Tätigkeit zusammenhängen. 


Soll die diesjahrige Bilanz den wirklichen Betriebs- 
erfolg zeigen, so müssen die Finilüsse der Deflation ge- 
sondert ansgewiesen werden. Sichtbar sind diese Ein- 
flüsse an den Wertminderungen für alle Anlagegüter, wie 
Gebäuden, Maschinen, Fertigwaren und Lagervorraten. 
Steht beispielsweise eine Maschine mit einem Anschaf- 
fungspreis von RM. 1000 zu Buch und kann man sie 
heute für RM, 800 wiederbeschaffen, so ist für die 
Differenz eine außerordentliche Abschreibung von RM. 
200 zu machen. Solche Unterschiede im Wert werden 
bei allen oben genannten Gütern auftreten und alle diese 
Gegenstande müssen sich entsprechende Wertl erichti- 
Reeg in Form von Sonderal schreibungen gefallen lassen. 
Demgegenüber steht eine Erhöhung des Wertes aller 
Barbestande und geldwerten Forderungen auf der einen 
Seite und Barschulden auf der anderen. Während aber 
die Minderung der Sachwerte in der Bilanz zum Ausdruck 


gebracht werden kann, tritt die Erhöhung der Schulden 
und Forderungen zahlenmäßig nicht in Erscheinung. 
Gleichen Sie sich gegenseitig aus, so entsteht hier kein 
Sonderverlust. Sind dagegen die Schulden höher, so 
muß man sich dessen bewußt sein, daß ein Nachteil durch 
die Rückzahlung höherwertigen Geldes entsteht. Diesem 
Umstand sucht die newe Notverordnung durch eine 
Herabsetzung der Schuldzinsen Rechnung zu tragen 

Infolge der erhöhten Ahschreihungen werden viele 
Bilanzen von Wandwerksketrieren in diesem Jahre mit 
einem Verlust ahsehließen. Allein, man muß die Summe 
der Sonderabschreibungen vom Gesamtverlust abziehen, 
um ein getreues Bild des echten Verlistes zu erhalten. 
Denn diese Sonderabschreibungen betreffen eine lediglich 
nominelle Werlminderung, da der in erhöhtem Maße ab- 
geschriebene Anlagegegenstand heute zu einem ent- 
sprechend niedrigeren Preise wiederbeschafft werden kann. 
Stellt sich also ein Verlust von beispielsweise RM. 1000, 
heraus, und belief sich die Höhe der Sonderabschreibun- 
gen auf RM. 1200,—, so ist tatsachlich ein Gewinn von 
RM. 200,— erwirtschaftet worden. 


Die Nichtberücksichtigung dieses nominellen Wert- 
schwundes würde die Kalkulationen, d, h. die Unkosten 
des Botriehes im nachsten Jahre mit Ahschreibnnge- 
hetragen belasten, die den wirklichen Vorhaltnissen nicht 
gerecht werden. Die kalkulatorischen Abschreibungen 
bestimmen sich namlich auf Grund von Anlagewert- 
ziffern, die wegen der allgemeinen Preiserniedrigung für 
derartige Gegenstande keine Bedeutung mehr haben. 
Sind dagegen die Wertberichtigungen vollzogen und wird 
dementsprechend nit den geringeren Abschreibungs- 
betragen vom neuen Wert gerechnet, so vermindern sich 
die Unkosten und passen sich damit der Preisentwicklung 
nach unten an. Nur die Betriebsinhaber, welche eine 
derartige Anpassung der alten und überholten Werte an 
die neuen vollzogen haben, können sieh ein zutreffenden 
Bild ihrer Seltstkosten machen und damit wetthewerbs- 
fähig hleihen. 

Die Wertberichtigungen sind vor allem dadurch 
geboten, daß der Betrieb, seinen veranderten Selbst- 
kosten entsprechend, mit den Preisen für seine Produkte 
oder Leistungen heruntergehen muß. Sie dürfen aber 
nicht schlechthin als Verluste angesehen werden, weil sie 
ja die Substanz des Betriebes unangetastet lassen. Man 
muß daher beim diesjährigen Bilanzabschluß eine sorg- 
jaltige Analyse der einzelnen Posten vornehmen und 
streng unterscheiden zwischen Verlusten, bzw. Gewinn- 
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schmalerungen, die sich ausschließlich aus den Veran- 
derungen der Geld- und Sachwerte herleiten lassen, und 
anderen, die entweder auf unwirtschaftliche Betriebs- 
führung oder auf die unzureichende Beschaftigung zu- 


rückzuführen sind, welche als Begleiterscheinung der 
Deflation aufzutreten pflegt. Nur eine derartige Erfolgs- 
analyse kann zu richtigen Entschließungen für die Be- 
triebs- und Preispolilik des kommenden Jahres führen. 


Preisschwankungen der Rohstoile und ihr Einfluss auf die 


Beschafiungstätigkeit des Handwerksbetriebes. 
Von Dipl.-Volkswirt Cl, Russell, Bonn a. Rh, 


Das Ziel der Rohstoffbeschaffung kann für einen 
Betrieb ein doppeltes sein: namlich erstens die Ermög- 
lichung der Produktionstatigkeit durch Bereitstellung 
der erforderlichen Rohstoffe und zweitens die Erzielung 
eines Gewinnes aus der Weiterveraußerung der Roh- 
stoffe — natürlich in verarbeitetem Zustande — durch 
Ausnutzung günstiger Zeitpunkte, d. h. Zeitpunkte 
niedriger Preise. Findeisen, der in seiner „Be- 
schaffungstheorie" die Grundlage für alle 
Untersuchungen über Beschaffungsfragen gelegt hat, 
bezeichnet diese beiden Arten der Beschaffungstätigkeit 
als Beschaffung im Sinne der Umsatz- 
disposition und Beschaffung im Sinne 
der Vermögensdisposition. Er kennzeichnet 
sie wie folgt: „Die Beschaffungsdisposition mit Ver- 
mögensdispositionscharakter ist spekulativ orientiert und 
erstrebt den Zeitpunkt der günstigsten Beschaffung. — 
Es sind ...außenwirtschaftliche Gesichtspunkte, welche 
für diesen Teil der Beschaffungspolitik maßgebend sind. 
Innenwirtschaftliche Erwägungen sind maßgebend für die 
Beschaffungsdisposition für reine Umsatzzwecke. — Die 
Ökonomik des Umsatz- bzw. Produktionsprozesses spielt 
hier die ausschlaggebende Rolle.“ Wahrend also zeit- 
liche Preisschwankungen für die erstgenannte Beschaf- 
fungstatigkeit notwendige Voraussetzung sind, haben sie 
für die Umsatzbeschaffung keine Bedeutung, da der 
Umsatz- bzw. ProduktionsprozeB ununterbrochen lauft 
und die Beschaffung daher keinen Aufschub vertragt, so 
daß die Möglichkeit, den günstigsten Zeitpunkt abzu- 
warten, entfallt. 

Natürlich treten die beiden Beschaffungsarten in der 
Praxis nicht in reiner Form auf. Vielmehr wird die 
Beschaffung im Sinne der Vermögensdisposition ebenso 
durch den Umsatz- bzw. Produktionsrhythmus beein- 
flußt, wie auf die Umsatzbeschaffung auch der günstigste 
Zeitpunkt eine gewisse Wirkung ausübt. Im Interesse 
einer genauen Untersuchung der Beschaffungsfragen ist 
jedoch eine Trennung der beiden Arten notwendig. 

Betrachten wir nun unter diesem Gesichtspunkt die 
Beschaffungstatigkeitdes Handwerks- 
betriebes, so ergibt sich schon aus seinem Charakter 
als Produktionsbetrieb die uberwiegende Bedeutung der 
Umsatzbeschaffung, Darüber hinaus erfahrt die Möglich- 
keit einer spekulativen Beschaffung, wie man die Be- 
schaffung im Sinne der Vermögensdisposition auch nennen 
kann, eine weitere Einschrankung dadurch, daß der 
Handwerksmeister einerseits meist weder über die nötige 
Erfahrung noch über die erforderliche Zeit verfügt, um 
die Preisentwicklung am Rohstofimarkt verfolgen und 
richtig beurteilen zu können, und andererseits, selbst 
wenn dies der Fall ist, in der Regel nicht genügend 
Betriebskapital oder keinen ausreichenden Kredit besitzt, 
um durch den Kauf entsprechender Mengen den als 
günstig erkannten Zeitpunkt auch richtig auszunutzen. 
Größer als die Chance, durch spekulative Beschaffung 
einen Gewinn zu erzielen, ist vielleicht fur das Hand- 
werk die Gefahr, durch sie Verluste zu erleiden, da der 
Handwerker in Ermangelung eigener Marktkenntnis 
haufig den Überredungsversuchen von Vertretern usw. 
nachgibt, die naturgemaß dann besonders groß sind, 
wenn mit einem Fallen der Preise zu rechnen ist. 

Je starker die Schwankungen der Preise sind, um 
so günstiger ist die Chance, Beschaffungsgewinne zu 


erlangen, um so mehr ist aber auch der Betrieb Ver- 
lusten aus falscher Beurteilung der Preisentwicklung aus- 
gesetzt. Werden nun durch die Marktpolitik der 
Kartelle, die dahin geht, die Konkurrenz der Mit- 
glieder zu beschranken und die Preise nicht nur zu 
egalisieren, sondern auch möglichst lange stabil zu 
halten, die Preisschwankungen verringert, so ist das 
für die Beschaffungstatigkeit des Handwerksbetriebes 
insofern von Bedeutung, als zwar eine mögliche Ge- 
winnquelle beeintrachtigt, aber auch eine wahrschein- 
lichere Verlustgefahr verringert wird. Gleichmäßige, 
Rohstoffpreise sind also, im Durchschnitt gesehen, für 
das Handwerk als günstig zu bezeichnen, wenn auch 
für einzelne Betriebe, deren Inhaber besondere kauf- 
mannische Begabung besitzt, die Möglichkeit eines 
Sondervorteiles herabgesetzt wird. 

Die Schwankungen der Materialpreise haben ferner 
unter dem betriebswirtschaftlichkalku- 
latorischen Gesichtspunkt eine große Be- 
deutung, da sie Schwierigkeiten in der Bewertung 
des Materials mit sich bringen. Und zwar taucht 
die Frage auf, ob in der Kalkulation das Material, das 
der Betrieb auf Lager hat, zu dem Preise anzusetzen 
ist, der bei der Beschaffung bezahlt worden ist (sog. 
Anschaffungspreis), oder zu dem Preis, der für das 
gleiche Material zu entrichten ware, wenn es an diesem 
Tage wieder beschafit werden müßte (sog. Wieder- 
beschaffungspreis). Ausgehend von der Vorstellung, 
daß die Ware und nicht das Geld die entscheidende 
Rolle im Betrieb spielt, und der Umsatzprozeß erst 
dann beendet ist, wenn der Betrieb wieder über die 
Güter-(Rohstoff-)menge verfügt, die für die regelmaßige 
Produktion erforderlich ist, hat sich in der Betriebs- 
wirtschaftslehre immer mehr die Meinung durchgesetzt, 
daß der Wiederbeschaffungspreis der Kal- 
kulation zugrunde zu legen ist. Nach dieser Auffassung 
bedeutet es für den Betrieb ebenso wenig einen echten 
Gewinn, wenn die Spanne zwischen Anschaffungspreis 
und Wiederbeschaffungspreis positiv ist und der Betrieb 
daher mehr für das Material erlöst, als er dafür bezahlt 
hat, wie die Tatsache, ‘daß der Betrieb eine höhere 
Summe eingesetzt hat, wie er zurückerhalt, als ein 
echter Verlust zu bezeichnen ist. In beiden Fallen muß 
bzw. kann das Material zu dem erzielten Erlöse wieder- 
beschafft werden, 

Auf den ersten Blick scheint diese Meinung mit 
dem im vorhergehenden Abschnitt Erwahnten in Wider- 
spruch zu stehen, daß namlich das Vorhandensein von 
zeitlichen Schwankungen der Materialpreise einerseits 
eine Gewinnchance und andererseits eine Verlustgefahr 
bedeutet. Das ist jedoch nicht der Fall, wenn wir uns 
die in der Einleitung gemachte Unterscheidung in eine 
Beschaffungstatigkeit im Sinne der Vermögensdisposition 
und eine solche im Sinne der Umsatzdisposition vor 
Augen halten, Wahrend die erstere Beschaffungstatig- 
keit das Ziel hat, durch Ausnutzung von zeitlichen 
Schwankungen Gewinne d h. Vermögens- 
vorteile zuerzielen, für sie also die Differenz 
zwischen der eingesetzten und der erlösten Geldsumme 
die entscheidende Bedeutung hat, ist es Aufgabe der 
Beschaffungstatigkeit im Sinne der Umsatzdisposition, 
den Betrieb mit den für die Verarbeitung 
regelmaßig erforderlichen Rohstoffen 
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zu versorgen, natürlich unter möglichst günstigen 
Bedingungen, aber doch unter Annahme einer bestimm- 
ten Lagergröße und eines bestimmten Lagerumschlages. 
Im letzten Fall steht also die Ware und nicht das Geld 
im Vordergrund. Da der Betrieb uber ein gewisses Min- 
destlager verfügen muß,um überhaupt arbeiten zu können, 
bedingt die Notwendigkeit, dieses Lager nach dem Ver- 
brauch von Materialien wieder aufzufüllen, den Wert- 
ansatz des Materials zu dem Wiederbeschaffungspreis. 
Anders dagegen bei der Beschaffungstatigkeit im Sinne 
der Vermögensdisposition. Hier wird die Größe des 
Lagers nicht in erster Linie durch den normalen Verbrauch 
oder Absatz des Betriebes bestimmt; sie hangt vielmehr 
von der Beurteilung der künftigen Preisentwicklung ab. 
Nach Realisierung eines Gewinnes durch den Verbrauch 
günstig gekaufter Materialien und den Verkauf dieser 
Erzeugnisse zu entsprechenden Preisen wird nicht die 
gleiche Menge des Materials wiederbeschafft, sondern es 
werden von neuem Erwagungen über die voraussichtliche 
Preisgestaltung angestellt, Das Geld wird nicht deshalb 
in Rohstoffen angelegt, weil man diese sofort im Betrieb 
benötigt, sondern zu dem Zweck, aus dem späteren Ver- 
kauf der verarbeiteten Rohstoffe einen höheren Geld- 
betrag zu erlösen, als bei der Umsatzbeschaffung möglich 
ware. Ein Fehlschlagen dieser Erwartung bedeutet also 
auch eine entsprechende Verringerung des Gewinns, u. U. 
einen Verlust. Da das Schwergewicht der Rechnung 
nicht auf der Wiederbeschaffung, sondern auf dem in- 
vestierten Geldbetrag liegt, ist in diesem Fall der An- 
schaffungspreis maßgebend, was natürlich keineswegs 
heißen soll, daß nicht auch ein höherer oder ein niedri- 
gerer Preis eingesetzt werden kann; nur ist die Differenz 
ein Gewinn bzw. ein Verlust aus der Beschaffungstatig- 
keit. Die Notwendigkeit einer Bewertung des Materials 
zum Wiederbeschaffungspreis und die Möglichkeit, durch 
eine spekulative Beschaffungstatigkeit Gewinne zu er- 
zielen oder Verluste zu erleiden, schließen sich also nicht 
gegenseitig aus; sie beziehen sich vielmehr auf die beiden 
verschiedenen Arten der Beschaffungstatigkeit. 

Kommen wir jetzt auf de Bedeutung der 
geschilderten Bewertungsgrundsatze 
für das Handwerk, so ist zu sagen, daß diese 
schon an sich komplizierte Frage der Mehrzahl der Hand- 
werker erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Der Hand- 
werker ist im allgemeinen geneigt, den Anschaffungs- 
preis einzusetzen, wenn dieser hinter dem Tagespreis 
zurückbleibt, und dem Tagespreis zu folgen, wenn dieser 
niedriger ist als der Anschaffungspreis. Diese unein- 
heitliche Bewertungspraxis entspringt in dem einen Fall 
der Vorstellung, durch günstigen Materialeinkauf heson- 
ders konkurrenzfahig zu sein, was jedoch nach dem Vor- 
hergesagten nur dann richtig ist, wenn es sich nicht um 
die laufende, sondern um eine speknlative Beschaffung 
handelt, und in dem anderen Fall der richtigen Empfin- 
dung, daß die Konkurrenz der anderen Betriebe, die ihr 
Material zu niedrigerem Preis beschafft haben, die Be- 
wertung nach dem Anschaffungspreis nicht gestattet, 
Eine solche Vermischung der Bewertungsgrundsatze, die 
den Handwerker einerseits die Folgen sinkender Preise 
tragen, ihm aber andererseits Mehrerlöse aus Preis- 
steigerungen nicht zuteil werden laßt, muß auf die Dauer 
die Substanz des Betriebes verringern, da aus den Er- 
lösen für das Material das Lager nicht in dem entsprechen- 
den Umfang wieder aufgefüllt werden kann. 

Geht man den Ursachen dieser Bewer- 
tungspraxis nach, so zeigt sich, daß auch hierfür, 
wie für die meisten Unzulanglichkeiten der handwerk- 
lichen Betriebsführung mangelnde Einsicht und Erfah- 
zung des Handwerksmeisters in kalkulatorischen Fragen 
und scharfe Konkurrenz sowohl der einzelnen Hand- 
werksbetriebe untereinander als auch zwischen Hand- 
werk, Industrie und Einzelhandel bzw. Warenhaus, ver- 
antwortlich zu machen sind. Die Unkenntnis einzelner 


zwingt oft auch andere Handwerksbetriebe, wider besseres 
Wissen den gleichen Bewertungsfehler zu machen, um 
nicht im Konkurrenzkampf mit solchen Betrieben ins 
Hintertreffen zu geraten, ganz abgesehen davon, daß die 
Nichtberücksichtigung von Materialpreissteigerungen auch 
als bewußte Unterbietungsmaßnahme geübt werden kann. 

Eine konsequente Durchführung nach dem Wieder- 
beschaffungspreis setzt allerdings eine regelmaßige 
Verfolgung der Preisentwicklung am 
Rohstoffmarkt voraus, eine Aufgabe, die ein 
Handwerksmeister, dessen wichtigste Tätigkeit in der 
Werkstattarbeit liegt oder wenigstens zu liegen scheint, 
nicht leicht erfüllen kann. Unter diesem Gesichtspunkt 
ist eine Bewertung nach dem Anschaffungspreis erheblich 
einfacher durchzuführen. Das mag ebenfalls dazu bei- 
tragen, daß die Handwerker im allgemeinen diese Art 
der Bewertung üben, statt der nach dem schwieriger zu 
ermittelnden Wiederbeschaffungspreis. 


Eine Verringerung der Preisschwankungen am hand- 
werklichen Rohstoffmarkt durch die Kartelle bringt eine 
erhebliche Milderung der Bewertungs- 
schwierigkeiten mit sich, die ganz allgemein und 
besonders für das Handwerk aus diesen Schwankungen 
entstehen. Je stabiler die Preise der Rohstoffe sind, um 
so seltener und geringer wird eine Differenz zwischen 
dem Anschaffungs- und Wiederbeschaffungspreis. Im 
gleichen Maße nimmt auch die Bedeutung der inkon- 
sequenten Bewertungspraxis, teils nach dem Anschaf- 
fungspreis und teils nach dem Wiederbeschaffungspreis, 
die wie bereits gesagt, im Handwerk haufig zu beobachten 
ist, ab, und damit auch die ungünstige Wirkung, die sich 
für den Betrieb daraus ergeben kann. Ebenso wird die 
ungesunde Konkurrenz der Handwerksbetriebe unterein- 
ander, soweit sie durch eine uneinheitliche und den 
Grundsatzen der Kalkulationslehre zuwiderlaufende Be- 
wertung des Materials verursacht wird, durch eine Ver- 
Tingerung der Preisschwankungen, wenn nicht behoben, 
so doch gemildert. Abgesehen von den Folgen dieser 
Tatsache für das gesamte Handwerk, also für den Berufs- 
stand, hat sie auch für den einzelnen Betrieb ihre Bedeu- 
tung, da sie ihm wenigstens für die Material- 
kosten eine exakte Kalkulation, auch so- 
weit diese die Grundlage der Preisstellung ist, erlaubt. 

(Schluss folgt) 


Mitteilungen der Geschaftsatelle. 
Wir machen wiederholt darauf aufmerksam, daß bei 


Anfragen an die Geschaftsstelle stets Rückporto 
beizufügen ist, 
Verband für Handel u, Gewerbe e. V. 


Aus den Ortsgruppen. 


Gratz. Am 3. Januar fand im Hotel Zweiger die 
Monatsversammlung unserer Ortsgruppe statt, in der 
Herr Jahre einen Artikel von Herrn Dr. Burchard über 
die „Berufshilfe‘‘ vorlas, der mit Interesse aufgenommen 
und dann besprochen wurde. Weiterhin wurde be- 
schlossen, am 1. Februar einen Unterhaltungsabend zu 
veranstalten. Ein Komitee von 3 Damen und 3 Herren 
wurde mit den Vorarbeiten dazu betrant. 


Kisehkowo. Am Sonntag, dem 10. Januar, feierte 
die hiesige Ortsgruppe des Verbandes für Handel und 
Gewerbe ihr 6. Stiftungsfest. Zu diesem Feste, welches 
gleichzeitig eine Wohltatigkeitsveranstaltung war, waren 
auch die Mitglieder des Landwirtschaftlichen Vereins 
Kischkowo geladen und auch zahlreich erschienen. Der 
schon geschmückte Saal des Mitgliedes W. Freier war 
überfüllt. Nach der Begrüßung der Gaste durch den 
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Obmann wurde von einer Vereinsdame ein passender 
Prolog vorgetragen. Danach wurden von der Jugend 
der Ortsgruppe 2 Einakter „Ein Schwiegersohn auf 
Kundigung“ und „Schuster-Fritze als Millionenbraut” 
flott gespielt. Namentlich das letzte Stück, in welchem 
der Schuster-Fritze Hervorragendes leistete, fand all- 
gemeinen Beifall, Es sei hier allen Mitspielern sowie 
dem Mitgliede M. Muller für das Einüben der Theater- 
stücke nochmals herzlichst gedankt. Es war ein wohl- 
gelungenes und gemütliches Fest, das die Gaste bis 
morgens 6 Uhr zusammenbhielt. 


Kischkowo. Am Sonntag, dem 14. Februar, findet 
beim Mitgliede Paul Stroech nachmittags 3% Uhr die 
Generalversammlung der Ortsgruppe statt, Auf der 
diesjahrigen Generalversammlung finden die Wahlen 
für den Vorstand statt. Ferner wird der Bericht über 
die Kassenprüfung bekanntgegeben und dem Rendanten 
Entlastung erteilt werden. Es werden einige Herren 
der Hauptgeschaftsstelle in Posen anwesend sein. Voll- 
zähliges Erscheinen der Mitglieder ist Ehrensache! 


Kobylin. Die Generalversammlung der Ortsgruppe 
Kobylin fand am 28. Januar im Lokale der Frau Bunk 
statt. Der Vorsitzende eröffnete die gutbesuchte Ver- 
sammlung, begrüßte die Erschienenen und eröffnete 
sogleich die Tagesordnung. 

Der Schriftführer las den Bericht der Beiratssitzung 
vor, dem sich eine eifrige Erörterung anschloß. Der 
Schriftwart gab dann einen Überblick über die Mit- 
gliederbewegung in der Ortsgruppe. Die Ortsgruppen- 
kasse wurde von 2 Mitgliedern geprüft und für richtig 
befunden, so daß dem Kassenwart Entlastung erteilt 
werden konnte. 

Da die ernste Absicht besteht, im Rahmen der 
Ortsgruppe einen polnischen Sprachkursus zu ver- 
anstalten, wurden entsprechende Schritte getan, diese 
Absicht zu verwirklichen. 

Nach Besprechung von internen Angelegenheiten 
schloß der Obmann um 411 Uhr die Sitzung. 


Kolmar. Am 29. Dezember 1931 fand die General- 
versammlung der Ortsgruppe Kolmar im Vereinslokal 
der Frau Sperber statt. 

Nachdem die eingegangenen Schriftstücke ver- 
lesen waren, wurden 4 neue Mitglieder aufgenommen. 
Den Jahresbericht erstattete der Obmann Herr Roten- 
hagen. Die Mitgliederzahl der Ortsgruppe hielt sich 
trotz einiger Austritte auf gleicher Höhe. Die regel- 
mäßig einberufenen Versammlungen waren durchschnitt- 
lich von zirka 48% der Mitglieder besucht. Zum Schluß 
des Jahres war eine rege Teilnahme zu beobachten. 
Im Laufe des Jahres fanden statt: 2 Generalversamm- 
lungen, 12 Vorstandssitzungen, 8 Monats- und 1 Bezirks- 
versammlung. Eine Zusammenkunft in Fitzerie mit 
der Ortsgruppe Czarnikau frischte das Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl zwischen den Mitgliedern der beiden 
Ortsgruppen auf, Außer obigen Veranstaltungen fanden 
ein Eisbeinessen und mehrere Vortragsabende statt. 
Die Ortsgruppe konnte zwei Mitgliedern Glückwünsche 
zur Silberhochzeit übermitteln, wobei Silbergeschenke 
überreicht wurden. — Nach Erstattung des Jahres- 
berichts legten die Kassenprüfer den Kassenbericht 
vor. Der Stand der Kasse zeigte, daß die Ortsgruppe 
einigen Mitgliedern durch Hergabe von Darlehen aus- 
helfen konnte. Trotzdem bei besonderen Gelegenheiten, 
wie Eisbeinessen usw. Zuschüsse aus der Vereinskasse 
gegeben werden konnten, ist noch ein Bestand zu ver- 
zeichnen. Dem Kassierer wurde für seine korrekte 
Führung Entlastung erteilt, desgleichen auch dem Ge- 
samtvorstand, 

Nach langerer Debatte wurde die Errichtung einer 
Buchstelle in Kolmar beschlossen, die am 1. Januar 1932 
ihre Tatigkeit aufnehmen soll. 


In freier Aussprache wurden wirtschaftliche Fragen 
verschiedener Art erörtert, Darauf schloß der Obmann 
die Versammlung mit den besten Wünschen für ein 
gutes und gesundes Neues Jahr. 


Schildherg. Generalversammlung am 3. Januar 1932. 
Der Vorsitzende, Herr Giersch, eröffnet um 34, Uhr 
die Versammlung, begrüßt die Anwesenden und wünscht 
allen ein gesundes und glücklicheres Neujahr, Sodann 
gibt er einen kurzen Rückblick auf das verflossene Ver- 
einsjahr. Herr Lucke und Fiedler werden zu Kassen- 
prüfern gewahlt. Nachdem Kasse und Belege geprüft 
sind und alles in Ordnung gefunden wurde, wird Herrn 
Giersch von der Versammlung einstimmig Entlastung 
erteilt. Da sich auch heute wieder kein Mitglied bereit 
erklärt, das Amt des Vorsitzenden zu übernehmen, 
nimmt Herr Giersch dieses Amt, das er nun schon 
20 Jahre verwaltet, dem Verbande zuliebe wieder an. 
Zu Beisitzern werden die Herren Karl Fiedelak und 
Karl Hoffmann gewahlt, 

Die falligen Verbands- und Sterbekassenbeitrage 
werden einkassiert, 

Herr Giersch berichtet nun in langerem Vortrage 
über die letzte Beiratssitzung in Posen und verliest 
auch dazu verschiedene Schriftsticke. Auf die an ihn 
gestellten vielen Fragen gibt er eingehende Antworten 
und Erlauterungen. Da Antrage nicht gestellt werden, 
schließt der Vorsitzende die Versammlung mit der 
Bitte, doch treu zum Verbande zu halten und ihm bei 
seiner Arbeit treu zu helfen. 


Tagung der Westpolnischen 
Landwirtschaftlichen Gesellschaft. 


Die nachste Tagung der Westpolnischen Landwirt- 
schaftlichen Gesellschaft findet am Donnerstag, 
dem 11. Februar 1932, in Posen statt. 

Am Vormittag wird nach einem Vortrag des 
Herrn Senator Dr. Busse-Tupadiy, dem Vorsitzenden 
der Gesellschaft, der Jahresbericht von Herrn Haupt- 
geschaftsführer Kraft erstattet und ein Vortrag von 
Herrn Oberlandwirtschaftsrat Dr. Kassnitz-Stettin über: 
Bodenkulturfragen unter besonderer Berücksichtigung 
des Stalldunges, gehalten, 

Nachmittags folgt eine Zusammenkunft der 
Landfrauen, bei der Herr Gartenbaudirektor 
Guenther-Breslau über den „Hausgarten auf dem Lande“ 
sprechen wird. Anschließend findet eine Filmvorführung 
statt. 

Spater wird dann noch Herr Professor Dr. Zoerner- 
Berlin zu Fragen aus dem Gebiet der bauerlichen Be- 
triebswirtschaft Ausführungen machen. 
gd 

Schuhmacherwerkstatt mit kleiner Wohnung, sichere Existenz 


Tir guten Fachmann, in betriebsamem Ort mit guter Umgegend, 
sofort zu vermieten. E. 214 


Goldztotyhypothek über 40 000 mit 12% verzinslich, an sicherer 


Stelle eingetragen, sofort zu verkaufen. L.23 
Töpterel uud Kacheliabrik In Kreisstadt Posens zu Verka IE 
„210 


Fleischerel nebst kl. Landwirtschaft im Kreise Birnbaum zu ver- 
kaufen. EB, 211 
Gutgehende Kolonialwaren-, Elsen-, Kohlen- u. Baumaterlalien- 
handlung nebst kl. Selterfabrik in Kleinstadt Pommerellens wegen 
Todesfalls zu verpachten. Zur Uebernahme des Warenlagers_ sind 
ca, 20 000—25 000 zł eriarderlich. E. 212 
In kl, Stadt des Kr. Kolmar ist gutgehendes Kolonialwaren-, 
Eisenwaren-, Kohlen- und Baumaterialiengeschalt umstandehalhber zu 
verpachten. Zur Uebernahme des Warenlagers ca. 15.000 zt RL 
. 213 
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Rückfragen ørheian an „BERUFSHILFE", T. z.. Poznań, ul. Zwierzyniscka B. 


Stellengesuche. 
Zimmermann, 
48 Jahre alt, dt,-poln., auch 
Tischlerarbeiten 2/1 
aler, 

dt.-poln., 23 Jahre alt, firm 
im Lackieren und Tapezieren, 
7/5 


Malergehilte, 
23 Jahre, dt., etwas poln. 7/6 
Tschler, 
22 Jahre, 7 Jahre in Orgel- 
banerei und Klavıerfabr. ge- 
arbeitet, dirm im Fournieren 


und Lackieren, 11 
ıschler, 

28 Jahre, dt.-poln. 11714 
schler, 

21 Jahre, dt.-poln. Fournierer 

und Lackierer, 11/16 


Tischler, 

25 Jahre, Tandwictssobn, 
11/28 
Mühlenbauer, 

25 Jahre, dt., etwas polnisch, 

18/1 
Schmiedegeselle, 

24 Jahre, dt.-poln., auch als 
Maschinist od, Heizer., 21/16 
Tischler- Mühlenhauer 
24 Jahre, dt -poln. 13/2 
Maschinenarbeiter 
im Holzgewerbe, Fraser, 32 
Jahre, dt.-poln. 20/1 
Schmiedegeselle, 


20 Jahre, dt.-poln. 21/24 
£chmied, 


53 Jahre, lehrberechtigt, auch 
als Maschinist, kinderreich, 
dt.-poln 21/25 
®chmiedegeselle, 
21 Jahre, dt.-poln. 21/26 
utsschmied, 

25 Jahre, verheiratet, deutsch- 
poln, 21/27 
schmiedegeselle, 

19 Jahre, dt.-poln. 21/28 

ehmied, 
28 Jahre, dt.-poln., als Gots- 
schmied A SE 21/29 
Sc) 


23 Jahre, RE auf Gut, 


auch als Hofverwalter 21/30 
Schmiedegeselle, 

23 Jahre, dt.-poln., Guts- 
schmied, 21/31 
Schlosser, 

19 Jahre, dt,-poln., Chauffeur. 

22/21 
Schmied, 
21 Jahre, dt.-poln. 21/32 
chmied, 
22 Jahre, dt.-poln., auch als 
Gutsschmied 21/33 


Motorschlosser, 
43 Jahre, dt.-poln., als Ma- 
schinenführer Br Chauffeur. 
23 


Schlosser — Maschinen- 
achlasser, 
24 Jahre, dt.-poin., Chauffeur, 
22/26 
Echlosser - Chauffeur, 
36 Jahre, verh., dt.-polnısch. 
22/27 
Maschinenschlosser, 
Chauffeur, 
25 Jahre, dt.-poln. 23/88 


Schlosser-Dreher, 
21 Jahre, dt.-poln 23/33 
Maschinenschlosser, 
25 Jahre, dt,-poln, 23/32 
donteur, 
für Kraft-, W.sser-, Licht- u 
Heizungsanlagen, 35 J., verb. 
dt.-poln. 23/27 
Kiempner-Installafeur, 
25 Jahre, dt.-poln, 25/4 
Elektro-ionteur, 


25 Jahre, dt.-poln. a1/R 
rmacher, 

Jahre, dt.-poln. 33/3 
aschineningenieur, 
dt.-poln., russisch, französ,, 
engl.; speziell auf Werkzeug, 
Maschinen, Auto und Gas- 
Dien 40/6 


Technischer Betriebsbeamfer, 
chemische Industrie, Zuck 
fabrik, 34 Jahre, dt.-polnisch. 
41/14 

Schrifisetzer. 

26 Jahre, speziell Maschinen- 
setzer, 41/1 
Satter — Wagenbauer, 

46/4 


26 Jahre, dt.-poln. 


Polsterer, 
36 Jahre, dt.-poln 46/5 
Sattlergeselle, 


29 Jahre, auch aufs Gut, mit 
eigenem Werkzeug, dt,-poln. 
47/7 

Tapezierer - Dekorateur, 


24 Jahre, dt.-paIn, 46/8 
sattlergehilfe, 

25 Jahre, dt.-poln., auch als 

Gutssattler. 46/9 


Sehnerdergeselle, 
25 Jahre, auch Großstück- 
arbeiter, dt,-poln. 52/6 


Schneidergeaelle, 
Großstuckarb., 24 J. 52711 


Backergeselle, 


21 Jahre, dt-poln. 61/19 
Backergeselle, 
20 Jahre, dt,-poln. 1/20 


Backergeselle, 
21 Jahre, dt.-poln., auch hir 


Feinbackerei. 61/21 
Backergeselle, 

22 Jahre, dt.-poin. 61/23 
Backergeselle, 

21 Jahre, dt -poln. 61/24 


eischergeselle, 
21 Jahre 63/4 
Fleischergeselle, 


18 Jahre, dt. Be: Stellung 
il 


zur w. Ausbildung. 63/5 
jergeselle, 

19 Jahre, dt.-prin 64/9 
Müllergeselle, 

26 Jahre, dt.-poln., als Werk- 

führer, 1, oder allein. Sn 

4/12 


ubermüller, 
mit langj. Praxis, als techn. 
Leiter, 52 Jahre, auch als 
Speicherverwalter. GÉIE 
Millergeselle, 
25 Jahre, dt-poln. 64/15 
Müllergeselle, 
22 Jahre, Mullerschule Bi- 
scholswalde, Sa., besucht, dt.- 
poln. 64/16 
Friseurgehilte, 
19 Jahre, dt.-poln. 68/2 


Versicherungsheamter, 
41 Jahre 72/1 
Gelreidekaufmenn, 

21 Jahre, auch als Rechn - 
Führer, dt,-poln, 74/3 

Gelreideraufmann, 
26 Jahre, dt.-poln., auch als 
Buchhal 74/1 
———Getreidekaufmann, 
20 Jahre, dt,-poln 74/4 


Geireidekaufmann, 


22 Jahre, dt.-poln. 74/5 
Getreidekaufmann, 
28 Jahre, dt.-poln 76/6 
Kontorgehilfe, 
20 Jahre, dt.-poln. 
onforistin, 
21 Jahre, dt,-poln., Anfang., 
76/7 
Korsspondentin, 

29 Jahre, dt.-poln., franzos.- 
englisch. 77/19 
Bankbuchhalterin, 
Stenetyp., 26 Jahre, 77/20 
Kantorisfin, 

22 Jahre, Stenagr. u. Schreib- 
maschine, dt.-poln. 77/21 


——Rechn ıngsführer, 


73/6 


28 Jahre, dt.-pom. "77/22 
Kontoristi 

(7 Jahre, Anfängerin, dt.- 

poln: 76/24 


Gufssekretarin, 
langjahr. Praxis, _dt.-pol 
Stenogr, u, Schreibm. 79 

Gutssekretarin, 
Anfangerin, 16 Jahre. 79/10 

Guissekretar, 

30 Jahre, dt.-noln., als Ren- 
dant aufs Gut. 79/16 
Gufssehretarin, 

32 Jahre, dt.-poln. 79/17 
Kechnungst ührer, 

29 Jahre, dt.-poln, auch als 
Hofverwalter. 79/19 

Stenotypistin, 
20 Jahre, dt.-poln. 

stenotypistin, 
tür dt, Korresp, mit langj. 
Praxis, 78/1 

Sienotynistin, 
tür dt. Korresp. mit lang; 
Praxis. KE 

Fienotypistin, 
für dt, Kortesp., etwas Jk 
nisch. 78/7 

Gutssekretarin, 

28 Jahre, dt.-poln, perfekt. 
79/7 


Bankbeamtin-Buchhaltern, 


77/23 


21 fahre, dt.-poln. 80/1 
Lagerverwalter, 

für Vertrauensposten, mit 

langj. Pr. in Buchhalt., dt.- 

poln. 80/7 

Bılanzsicherer Buchhalter, 

langjahr, Praxis, 80/8 
Bankbeamter, 

mit langj. Praxis, dt.-poln., 

auch als Buchhalter. 80/10 
Buchhalterin, 

23 Jahre, dt. - Goin, beh. 

Schreibmaschine, 80/11 


Buchhalterin, 


auch als Gutssekretarin. 80/12 


Buchhalterin, 
23 Jahre, Schreibmaschine, 
Stenographie, 80/13 


Buchhalter, 
24 Jahre, auch als Rechnungs- 
führer aufs Land. 80/14 


iibh 
s 


auch als Lag und Ver: 

käufer. 80/15 
Buchhalter, 

30 Jahre, erste Kraft, auch 

als Rentmeister und Kor- 

respondent. 80/16 
erkanfer, 

der Kolonial- und Eisen- 


warenbranche, 


23 Jahre, dt 
poln Daf) 


Verkaufer 
der Kolonial- und 
warenbr., 28 Jahre, dt 
icht. Kraft, auch ze 
schäftst, oder Reisend. 82/4 
Verkaufer der Eisentranche, 
19 Jahre, nuch m Engros: 
geschaft, dt.-poln, 83/5 


man Takturist, 


20 Jahre, dt -paln 83/4 

Mh after, 
Drogist, 23 Jahre, dt.-pol- 
nisch 


Lë 


Verkauferin, 
Möbelbranche, auch mit Kon- 
torarbeiten vertr. 85/4 

Gutsgartner, 

25 Jahre, auch zur Tisch- 
bedienung. 
Gulsgariner, 

Imker, 20 Jahre, 
Gutsgartner, 
28 Jahre, verh., 


du 


Gutsgarnter, 
tücht, Krait, 29 Jahre, 
poln, 3 


Qutsgartner, 
Imker, kinderreich, perfekt 
im Servieren, 39 Jahre, dt.- 
poln 92/15 


Gartnergehilfe, 
25 Jahre, verheiratet, 
92/18 


Imker 
1 Kind, dt.-poln. 

„tagarener, 
f. klein. Betrieb, 24 
vorh , dt.-poln. 


Gartnergehilte, 
samtliche Gemüse- und Topi- 
kulturen, I9 Jahre, dt.-poln 

Ei 


Garinergehilfe, 
ponm im Großbetrieb tatig, 
0 Jahre 
Gartnergehilte, 
28 Jahre, Topfkulturen, 
Baumschule, dt.-poln. 92/27 
Chauffeur, 
7 Jahre, dt.-poln, 


Chauffeur, 
26 Jahre, dt -paln, 95/8 
E Thauffeur, 
23 Jahre, dt.- Sn 


Chauffeur, 
21 Jahre, dt.-poln., 
Hofverwalter oder Kutscher. 


Jahre, 
92/22 


Chauffeur, 
20 Jahre, dt.-paln. 


” ORTE 


Kosmos-Terminkalender 


3. Jahrgane. Preis 5.— al, 


Stever und Sai 
Postari! für all 

land (oi 
Der einzige deutsche 


Deutscher Heimatbote 
11, Jahrgang. Prej (ER 


b der deutschen Fam 
Beiträge onserer 
Hoquetto, Domansky, Just, Will, 
ollständiges Jahrmarkts-Verzeichnis, 


Landw. Taschenkalender 


2. dahreang. 1 Seilen Prei 


Włoska Spölka Akcyjna 
Powszechna Asekuracja w Tryjescie 


ASSICURAZIONI 
GENERALI TRIESTE 


gegründet 1831 


Garantiefonds Ende 1930 
L. 1417529 558.17 


Vertragsgesellschaft 
der Westpolnischen Landwirlschafllichen 
Gesellschaft, andbundes Weichselgau 
u, anderen wirtschaftlichen Organisationen 


* 


Lehbens-, Feuer-, Haftpflicht-, 
Unfalt-, Einhruchsdiehstahl-, 
Transport- und Valoren- 


Versicherung 


Der Kalender des deutschen Landwirts in Polen. 


Alle drei Kalandar enthalten den neuen 
Paattarif, gültig ab 15. Oktober 1931 
Zu habon in allen Buchhandlungen. 


Kasmos- -Verlag Sp. z0.0. 


Kostenlose fachmannische Beralung 
und Verirererbesuch durch die: 


Subdirektion: Tezew, ul, Konernika 9 
Filiale: Poznań, Al. Marcinkuwskiego 3b 


Katowice, 
plac Wolnosci 2, 
` gegründet 1895, 
alıeste Kohlengrosshandlung 
Oberschlesiens empliehlt gute 


19 |, alt, a d Konfektions- u. 
Mainfakturbr,, mit 3 jabnger 
Lehr- u. `". jähr Gehilfenzeit 
in demselb. Geschäft, mit 


bsolv, Buchführungsk 
Hausbrandkohlen, Ba Sg KE GE Ge GEET 
e, nissen, sucht Stellung ab mussen Ke 
S schl. |- Hüttenkoks 1. Junuar 1992 oder später u POZNAŃ “™ 


GEGRÜNDET 1840. 


GROFTES JPECIALHAUF 


FÜR FEINE 


PELZWAREN 


EIGENE ATELIERS 
FÜR MASSANFERTIGUNG 


`S. Bau- u. .Düngekalk Dieren ap Groaamann 


Dabrowa 


poczta Bukowiec Stary, 
pow. Nowy Tomyši` 


zu kankurrenziosen Preisen 
und Bedingungen, 


Inn 


ve 
|. 
1 Aen Zeg 


E Sehmiede- 
TE 


zu kaufen ader zu pachien 
Erwünscht evgl, Schule am 
Ort oder in der Nahe. Off. 
erb, unter 2317 an die A 8 
Exped, Kosmos Sa, 
Poznań, Zwiernymecka 6. 


$ nn BR k 


ke a an a aria AN. Sa De 


H. 


u. 


An ie A de A Ah Me Me A de A Me A Me An Be Me Me 


Johannes Linz, Ruwiez 


Gagründet 1862, 


Inh: Georg Linz, Ingenieur 


Maschinenfabrik, Eisen- und Metallgießerei 
Kesselschmiede und Reparatur- Werkstatt 
Technisches Büro 

liefert alle Maschinen ung Apparate für 


jeden gewerblichen Beirieb 
besonders fur 
Zuckerfabriken, Bratiereien 
Malzfabriken, Brennereien 
Ziegeleienu, Landwirtschaft 


Reparaturen jeder Art 


werden schnel! und sachgemaß, ausgefuhrt 
Monteure jederzeit disponibel 


Eisen- u. Metallguß in la Ausführung. 
Eigene Modelltischlerei ! 


Tel. 16 Rawicz P.KR. O. Poznan 201783. 


u eer 


U WETTE TET 


Danziger Did Bank 


Filiale Posen. 
Poznań. ul. Pocztowa 10 Telephon 3063, 1973. 


= 
u 
D 
| 
i 
a 


Hauptbank Danzig. 
=  Gegründer 1856. = 


Zweigniederlassungen in Polen 
Poznafı (Posen) 
Grudziądz (Graudenz) 
Starogard (Stargard) 
Tczew (Dirschau) 
-= 


Ausführung aller 
bankgeschäftlichen Transaktionen, 


4 
H 


Mt bi gie be 
Tt Bank dla tandin pd 


Sp. Akc. 
Zenirale: Poznan, ul. Maszialarska Ba, 
Depositenkasse: ul. Wjazdowa 8. 


Telegramm- Adr. Poznafh: Gewerbebank 
Telephon 3054, 2251, 2249. 
P.K.O. Poznan: Nr. 200480 


G. 


* 


F ILIALEN: 
Bydgoszez, Inowroelaw, Rawiez. 


* 


Ausführung sämtlicher 
bankgesch. Transaktionen. į 


Biuro Techniczno- Handiowe 


A. GLASER, Poznan 


ul. 27 Grudnia 16 


Telephon 50-16. Telegr.-Adr. „Technahandel 


AN sofori ab Lager zu äußersien Fahrikpreisen: 


e airiem 7 Sehjälele 
zu" pag Sot 
Sc Jugi 


Latsr gek Banea- und Lölziun 


läcken, sowie Staben 


Schmierdler, Stautferbüchsen, Benzin-Löt- 
lampen und -Kolben, Stahl- nnà Messing- 
Draht-Bürsten, technische Filze, Fiber in 
Platten und Stäben, Putzwolle sowio sAmtl 
tochnischen Artikel 


für Maschinenbedarf und Landwirtsehaft. 


